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o do puſſeaus iſt die Abrüſtungsfrage Auf der Tagesordnung

Seht ſie nicht, aber der Bericht des Generalſekretärs Sir
kric Drummond widmet ihr ein eigenes Kapitel, und ſo

es ſich von ſelbſt, daß ſich die Erörterungen an ſie
pfen. Sie iſt der wunde Punkt. Man kann auch ſagen,

xiſtengfrage des Völkerbundes. Nach dem Friedens
rag von Verſailles, der ihre Satzungen enthält, kann
t der mindeſte Zweifel darüber beſtehen, daß die Ab

tung als die wichtigſte Aufgabe dieſer Jnſtitution ge
war. Ganz richtig hatte man damals erkannt, daß

Haupturſache aller Kriege das Wettrüſten iſt. Wenn
iry de Jouvenel kürzlich auf der Tagung der inter

arlämentariſchen Union äußerte, nur ein ſtarkes Heer
e Friedensgewähr, ſo mag er damit den Beifall der
ationalen Generalität gefunden haben, ein ernſt

ter Politiker kann ſolche Ausführungen nur, als vor
tflutlich bezeichnen. Starke Armeen verführen die
atsmänner, geſchürzte Knoten mit dem Schwert zu
chſchlagen, ſtatt ſie in diplomatiſch mühſamer Arbeit
löſen. Nur die Abrüſtung kann die Friedensbewegung
ern. Gewiß haben Blätter der Entente nicht unrecht,

ſie ſagen, Deutſchland könne leicht die Abrüſtung
ern, da es nichts dabei zu verlieren, wohl aber zu ge

ſünen habe. Sie vergeſſen jedoch dabei, daß ſie ſelbſt
e Abrüſtung in allen Einzelheiten ü erwacht, mit Schi

en und Androhung von Sanktionen bis auf den letzten
punkt erzwungen haben. So wurde Deutſchland ganz von

t der Wortführer dieſer Forderung. Der Rechtstitel
ßt ſich nicht beſtreiten. Artikel 8 und 9 des Verſailler
Pertrages, ſowie die Präambel zu Teil 5 ſind die Grundma hen des deutſchen Vorgehens. Streſemann handelte alſo

im Sinne des Völkerbundes ſelbſt, wenn er mit aller
iſchiedenheit die Erfüllung verlangt. Aber micht nur im
Anne des Vertrages, ſondern des Friedens überhaupt.
Pas wir dabei erreichen, kommt allen Völkern zugute,

k a ren Etat von den ungeheuren Wehrlaſten befreit wird.
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Daß den Polen die Möglichkeit eines deutſchen Schein
ßeanten rfolges, denn um mehr handelt es ſich nicht, höchſt un
m allen illkommen war, läßt ſich begreifen. Sie und ihre Freunde

Ind bis an die Zähne bewaffnet und üben ſo eine Hege
ionie aus, die in keinem Verhältnis zur Größe ihrer

Kraube änder ſteht. Vor dem Weltgericht iſt Polen ohnedies
ines der größten Ruheſtörer Europas. So verfiel man
Warſchau auf den Gedanken, die deutſche Aktion zu

riyatpal ürchkreugen und mit einem eignen Vorſchlag auf den
Leistun Wlan zu treten. In ſeinen einzelnen Wendungen iſt er
el Ich nicht bekannt, da dieſe Zeilen geſchrieben werden.
im Gebl Pas die polniſchen Blätter ſelbſt darüber erzählen, ge

ährt kein klares Bild. Es ſcheint ein Weltpakt beabſich
(at zu ſein, der über den Völkerbund hinausgreift und

le Staaten umſaßt. Das klingt ausgezeichnet. Wie
ber ſich Rußland und England verſtändigen ſollen, bleibt
hleierhaft. Gewiß würde Moskau ſich kaum ablehnend
erhalten, wenn aber, und das iſt mit Sicherheit anzu
ehmen, London dafür die unbedingte Zuſicherung ver
ingt, daß ſich Rußland jeder Einmiſchung in fremde
ngelegenheiten enthält, ſo ſtänden wir genau wieder

Jrt, wo wir bisher geſtanden haben. Ob Amerika willens
I mitzumachen, kann zweifelhaft ſein. Daß aber jeder

Pnn Spezialwünſche äußern wird, darf man ſchon heute
rausſagen, ohne Prophet zu ſpielen
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nageh ürde, glauben wir ſchon. In der Welt der realen Tat
I hen aber hat das keine Ausſicht auf Verwirklichung

iderrechtlich genommen worden iſt, daß aber Rußland
eßArabien den Rumänen und weite Gebietsſtrecken den
olen überläßt, daß Angarn ſich endgültig mit der Ab-
tung Siebenbürgens an Bukareſt und Preßburgs angeuf

ts e Iſchechoſlowakei, Oeſterreich mit dem Verluſt Merans

Der Politiſche Wegweiſer erſcheint wöchentlich einmal an jedem Sonnabend

uſpitzung in
Abrüſtungsproblem Die Abrüſtungsfrage Deutſchlands führende Rolle Der polniſche Vorſtoß Weltpakt und das Recht der
eren Nationen Jn Paris ausgetiftelt Ein neues Locarno? Das engliſche Nein Deutſchlands ſchwierige Stellung S Das
ndiſche Sprengpulver England als Angeklagter Chamberlains Entrüſtung Die Präſidentenwahl Oeſterreichs Kandidat
Katholikentag Der Schulgeſetzentwurf Kampfanſage gegen Wirth Der katholiſche Adel Verkehrsminiſter Koch gegen ſchwarz

Halle (S.), 10. September 1927

rotgold Hindenburgs 80. Geburtstag
und Bozens einverſtanden erklärt, darf als ausgeſchloſſen
bezeichnet werden. Freiwillig aber werden die Sieger
nichts herausgeben und damit ſchon zeigen, wie wenig
ihnen in Wahrheit um die Ruhe der Welt und das Recht
der kleinen Völker zu tun iſt.

Der Hauptſchlag iſt natürlich gegen Deutſchland ge
dacht. Wir wiſſen aus der franzöſiſchen Preſſe, daß man
dort Locarno als ungenügend betrachtet. Man hatte uns
ja angeſonnen, für die ſelbſtverſtändliche Rheinräumung
ein neues Locarno zu ſchließen. Wir konnten ſchweigen,
da London ſofort ſein Nein ſprach. Für uns kommt dieſer
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Her lscha wahlen 2
Jm Reigen der zahlreichen Tagungen in Magdeburg

während des Ausſtellungsſommers 1927 erſcheint am
10. und 11. September die e

Mettelcdeaalsciee Becameaaeageanng
als eine Großtagung von beſonderer Bedeutung Die Diener am Volke, die in ſchwerſten Ta
gen, als des Reiches Grundfeſten erſchütterten, trotz bit
terſter Not treu zum Reich gehalten und ſo großes Un
heil abgewendet haben, treten zu Tauſenden in der alten,
ehrwürdigen Elbeſtadt zuſammen, um wichtigſte Lebens
fragen zu erörtern. Als Treuhänder des Volksſtaates,
als verantwortliche Funktionäre der deutſchen Republik
wollen die Beamten den Dienſt am Volke ausüben, getreu
den Beſtimmungen der Reichsverfaſſung. Die Magdeburger
Tagung iſt dazu berufen, mit Entſchiedenheit darauf
hinzuweiſen, daß dieſe Aufgabe nur von einer wirtſchaft
lich geſunden Beamtenſchaſt gelöſt werden kann. Möchte
die Tagung dazu beitragen, daß das Verſtändnis für dieſe
wichtige Volksfrage in alle Bevölkerungskreiſe getragen
werde zum Heile der deutſchen Republik! Möchte die Ta
gung aber auch den Führern an den verantwortlichen
Stellen zeigen, daß die Veamtenſchaft einig iſt in der
Loſung: Treue um Treue

Dieſe Wünſche entbietet zu Beginn der Tagung in der
alten, auſſtrebenden Hauptſtadt Mitteldeutſchlands als
Willkommengruß.

Der Beamtengus ſchuß
der Deutſch- Demokratiſchen Partei im

Wahlkreis Sachſen-Anhalt.
J. A. Hugo Schmidt.

e

Gedanke gar nicht in Frage. Wir haben vor zwei Jahren
die ewige Feſtlegung unſerer Oſtgrenzen mit aller Ent
ſchiedenheit abgelehnt und verſpüren nicht die mindeſte
Neigung, von dieſer Linie abzuweichen. Der polniſche
Plan ſtellt ſich als nichts anderes dar, als ein Verſuch,
hintenherum doch noch zum Ziel zu gelangen. Er iſt nicht
umſonſt in der Angebung Poincares ausgetiftelt und dann
den Herren in Warſchau zur gefälligen Erledigung über
laſſen worden. Die Ueberlegung war einfach. Ein Miß
erfolg wurde in Rechnung geſtellt, aber man konnte dann
auf Deutſchland die Finger weiſen, das wieder einmal eine
große Friedensbeſtrebung durchkreuzt hätte. Wir werden
uns vorausſichtlich kühl zurückhalten können, da Cham
berlain bereits mit hörbarem Anwillen erklärt hat, er
ſehe den Nutzen ſolcher Pakte nicht ein. Gewiß kann man
darüber reden, einen Weltvertrag mit bindender Ver
pflichtung zum Nichtangriff abzuſchließen, aber nur unter
einer Bedingung. Die Bevölkerung jedes Gebietes muß
dann das Recht haben, ſich in freier Abſtimmung ihre
Staatszugehörigkeit ſelbſt zu wählen

So ſpitzen ſich die Ereigniſſe in Genf zu. Sichtbare
Unruhe herrſchte, als die Vollverſammlung zuſammentrat.
Man ſpürte das nahende Gewitter, da der polniſche Plan
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van Blovokland hielt eine Rede, die eine vernichtende Kritik
an dem bisherigen Treiben des Völkerbundes darſtellte.
Man ſei in der Frage der Abrüſtung nicht einen Schritt
weitergekommen, und er berief ſich darauſ, daß 1924 das
ſogenannte Protokoll ſang und klanglos begraben worden
iſt. Die Anklage galt den Engländern, die mit gekreuzten
Armen und eiſigem Schweigen daſaßen. Die kleinen Na
tionen jubelten, jubelten auch, als der Holländer auf die
wielen Sonderverhandlungen anſpielte, die ſich die Groß
mächte geſtatten, womit Genf entwertet würde. Es war
eine Bombenexploſton. So ganz unrecht hat der Miniſter
nicht, und daß dies der Fall iſt, macht ſein Vorgehen zu
einer Senſation. Er war ſich vermutlich nicht im Unklaren
darüber, daß damit die ſchleichende Kriſe zu einer akuten
werden mußte. Selbſtverſtändlich nehmen ſich die Fran
zoſen ſofort dieſes Vorſchlages an, wobei ſie vergeſſen, daß
ſie die Abrüſtung zu Lande mit Erfolg ſabotiert haben.
England dürfte in die Rolle des Friedensſtörers gedrängt
werden, die es nach dem Ausſcheiden Lord Robert Cecils
ſchwer tragen kann. And trotzdem läßt ſich ſchon jetzt er
kennen, daß weder die Holländer, noch die Polen etwas
ausrichten werden. Jm beſten Falle werden papierne
Reſolutionen gefaßt, die niemandem weh tun und nichts
bedeuten.

raſchung. Der Japaner Adashi zog ſeine Kandidatur
zurück, weil er nur eine einſtimmige Wahl annehmen
würde, die ausgeſchloſſen war. So traten Guani, der Ver
treter Uruguays und der Oeſterreicher Graf Mensdorff
allein in die Schranken Dr. Guani ſiegte, da die meiſten
europäiſchen Staaten ſür ihn waren, nur ſeine engeren
Landsleute, die Südamerikaner, verweigerten ihm die Ge
folgſchaft. Deutſchland hat dem Brudervolke die Treue ge
halten, aber wir möchten den Herren in Wien doch den
Rat geben, uns nicht immer auf eine ſo harte Probe zu
ſtellen. Graf Mensdorf iſt ein Gegner des Anſchluſſes und
habsburgiſch eingeſtellt. Dr. Streſemann glaubte darüber
hinweggehen zu müſſen, obwohl es ihm ſicherlich ſchwer
gefallen iſt. Ob es noch einmal der Fall ſein wird, möch
ten wir bezweifeln

Der Katholikentag in Dortmund wurde zu einer gro
ßen Heerſchau. Vieles, was dort geſagt worden iſt, kann
auch unſeren Beifall finden. Namentlich das ehrliche Be
kenntnis zur deutſchen Republik und ihren Symbolen.
Daß es nicht einmütig iſt, nur nebenbei Männer, wie
Fürſt Alois Löwenſtein, der frühere Präſident der Katho
llikentage, machen aus ihrer anders gerichteten Einſtellung
kein Hehl. Sie haben gemurrt, als der Kanzler von dem
Hotel, in dem er abſtieg, verlangte, daß es die ſchwarz
rotagoldene Flagge hiſſen ſollte. Der größte Teil des
Adels iſt in Breslau vor einem Jahr hinausgegangen,
weil die Fahne der Republik wehte. Wir brauchen dieſen
Proteſt nicht tragiſch zu nehmen. Von dem katholiſchen
Adel gilt genau dasſelbe, wie vom proteſtantiſchen; wenn
ſte ſich nicht der Zeit fügen, geht die Zeit über ſie hinweg.
Jhre Vorrechte gehören einer Vergangenheit an und haben
in der Gegenwart ohnedies keine Bedeutung. Viel wich
tiger wurde die Tagung durch die immer wieder unter
ſtrichene Forderung nach dem Reichsſchulgeſetz. Das iſt
eine Kampfanſage gegen die Mehrheit des deutſchen Vol
kes. Der Entwurf des Herrn von Keudell bedeutet Ver
ſklavung des deutſchen Geiſteslebens und Anterbindung der
Kultur. Gegen ihn werden wir bis zum letzten ſtehen.
Auch Herr Dr. Wirth iſt der gleichen Anſicht. Vielleicht
iſt es nicht ſehr geſchickt von ihm geweſen, ſich ſo heraus
zuſtellen, denn jetzt zieht er alle Angriffe auf ſich. Herr
Marx hat von den Wählern verlangt, daß ſie ſich ſolche
Abgeordnete nicht länger gefallen laſſen. Wahrſcheinlich
kehrt Herr Dr. Wirth wieder, auf einer eigenen Liſte ge
wählt, aber ſein Ausſcheiden aus dem Zentrum bliebe
bedauerlich, denn er könnte in der Partei mehr wirken,
als außen

Zur ſelben Stunde, da Marx in Dortmund ſich für
die ſchwarzrot goldene Fahne einſetzte, ſprach ſein Kol
lege, Dr. Koch, in Stettin dagegen. Er gebrauchte einige
kräſftige Worte über das Verfahren des Miniſterpräſidurch Petit Pariſten bekanntgegeben worden war. Da

ſtieß Holland vor. Sein Außenminiſter Jonkher Belgert denten Braun, natürlich unter dem Jubel ſeiner Zuhörer.
Wie er das mit den Richtlinien vereinbaren will, iſt uns

Die Präſidentenwahl in Genf wurde zu einer Ueber



ſchleierhaft. Jm Kabinett wird es ja wohl zur Entſchei
dung kommen müſſen, nachdem Braun namens der Preu
ßiſchen Regierung den Kanzler offiziell erſucht hat, ſich
ſeinem Vorgehen anzuſchließen. Zahlenmäßig haben die
Farben der Republik die Mehrheit, denn auch Herr Schätzl
won der bayeriſchen Volkspartei gehört zu ihr. Gewiſſe
Schwierigkeiten liegen wohl allerdings in der Spitze. Wir
werden abwarten, wie die Entſcheidung fällt

Der Vorſtand des Reichsbanners hat die Weiſung aus
gegeben, ſich an den Spalieren in Berlin an Hindenburgs
Geburtstag nicht zu beteiligen. Wir halten es für grund
falſch, Stahlhelmern und Rechtsverbänden das Feld zu
überlaſſen. Dann wehen wieder nur die ſchwarz weiß
roten Fahnen und die Berichterſtatter der Auslandspreſſe
melden ihren Blättern, daß es in Deutſchland keine Re
publikaner gebe. Wir haben im Gegenteil die Pflicht,
an der Ehrung des erwählten Präſidenten der deutſchen
Republik ſo ſtark wie nur irgend möglich teilzunehmen.
Nichts wäre verkehrter, als aus dieſem Tage einen Triumph
der Vergangenheit zu machen. Wäre Hindenburg Pri
watmann geblieben, ſo hätte die Feier nur dem General
ſſeld marſchall gegolten, alſo einer Würde des kaiſerlichen
Deutſchlands. Heute aber iſt er das Oberhaupt unſeres
Staates Jhn begrüßen wir als den Mann, der in Treue
ſeinen Eid der Republik gehalten hat. Das ſollten gerade
Republikaner nicht überſehen Richard May.

Hindenburg und die Republit.
Von Walter Bloem.

Aus dem HindenburgBuch der Hinden
burgSpende (Otto Stollberg, Verlag
für Politik und Wirtſchaäft, Berlin.

Vergeſſen wir es nie am Anfang dieſes Wiederaufbaus
ſteht das entſchloſſene Zuſammengehen zweier weſensverſchie
dener, durch Welten des Fühlens und Denkens getrennter
Männer Hinden burg und Ebert. Die Gemeinſamkeit
der Tat legt Zeugnis ab für das Beſtehen dieſes Bündniſſes.

Wenn heute die leniniſtiſche Kataſtrophe auf Rußland be
ſchränkt geblieben iſt wir Deutſche können den Dank der
ganzen Menſchheit für uns beanſprüchen. Ohne unſern Wi-

derſtand wäre das bis in ſeine Grundfeſten erſchütterte
deutſche Volk in den ruſſiſchen Weltuntergang mit hineinge
zogen worden. Und daß dann der glühende Lavaſtrom die
deutſchen Grenzpfähle nach Nord, Weſt, Süd überflutet hätte

wer wollte das bezweifeln. Die ganze Welt hat zuſammen
wirken müſſen, um die Kraft unſeres Widerſtandes endlich
zu zertrümmern. Wir haben ihr vergolten, indem wir aus
dem Schutt unſeres alten Reiches den Wall kürmten, der die
Welt vor der Würgerfauſt des Bolſchewismus bewahrt hat.
Für dieſe Tat aber und ihre Folgen iſt Deutſchland, und

iſt mit ihm die Welt zweiten Männern zugleich zu tiefem
Danke verpflichtet dem, der ſie vollzog und dem, der ſie
annahm und mit einer gleich großartigen Tat rettenden Ver

ftändniſſes und Dankes vergolten Hat

S Offizier Seiner Majeſtät des Königs von Preußen
Chef des Generalſtabes des Feldheeres unter dem kaiſerlichen
Kriegsherrn Oberbefehlshaber der Armee der deutſchen
Republik. Dreimal ganz von vorn angefangen. Drei Wir-
kungskreiſe durchgelebt bis zum Ende. Zum dritten Male
nun die höchſte Pflicht mit höchſter Leiſtung völlig erfüllt.
And zweiundſiebzig Jahre auf den mächtigen Schultern die
ſer ungebrochen ragenden Reckengeſtalt.

War je ein Abend der Erinnerung reicher an Nachklang
anerhörten Erlebens? War je ein Ruheſtand ſo verdient
ſo blutſauer erdient?

Und dennoch der Dienſt dieſes dienſtfreudigſten Lebens
war noch nicht zu Ende geleiſtet

Der erſte Reichspräſident war auf dem Friedhof ſeiner
Vaterſtadt zur letzten Ruhe gebettet. Das deutſche Volk, durch
ſeinen eigenen Willen berufen, ſich ſeinen Führer fortan ſel
ber zu wählen, hielt Amſchau unter den Männern, die ihm
gebieben waren.

Jene Männer und Parteien, die Hindenburg um An-
mwahme der Kandidatur beſtürmt haben, möchten vielleicht von
Erwägungen mit beſtimmt worden ſein, welche perſönlichen,
parteipolitiſchen Wünſchen und Zielen entſprangen. Hinden

burg ſelber, das beweiſt ſein ganzes Leben, hat nur den
einen Leitſtern: das Wohl des Geſamtvater
Tandes die Pflicht, ihm unter Hintanſetzung jedes per
ſönlichen Wunſches und Traumes zu dienen.

Es war verſtändlich, wenn die entſchloſſenen Vertreter
des republikaniſchen Gedankens in Deutſchland, Parteien wie
Einzelne, eine Präſidentſchaft Hindenburgs ablehnten, weil
ſie eine Erſchütterung der ſchwer erkämpften republikaniſchen
Lebensform des Deutſchen Reiches befürchteten. And die An
hängerſchaft? War ſie bei der Stimmabgabe frei von Erwar-
tungen, die ſich im gleichen Sinne bewegten, nur mit entgegen
geſetzter Stimmung?

Wer ſo von Hindenburg dachte, der hatte ihn nur halb
begriffen. Der hatte des Menſchen Kern nicht unterſucht.
Wir fanden auf dem Grunde ſeines Weſens, ſoweit es ſich
aus Wort und Tat eines achtzigjährigen Manneslebens er
ſchließen läßt, als umwandelbaren Kern dies eine: Treue
zur beſchworenen Pflächt.

Nun aber galt es, einen neuen Eid zu ſchwören: den Eid
auf die Weimarer Verfaſſung. Jſt's möglich, daß es Menſchen
gegeben hat, die ihm zutrauten, er werde ihn ableiſten
mit einem inneren Vorbehalt?! Etwa mit jenem, der ihm
zum mindeſten von gewiſſen Gegnern ausdrücklich angeſonnen
worden iſt er werde ſein Amt ausfüllen und ausüben „als
Platzhalter der Monarchie 2!

Wer immer ſein Weſen ſo gründlich verkennen konnte,
den hat jeder Tag der Amtswaltung des zweiten Reichsprä
ſidenten ſeines gröblichen Jrrtums überführt. Die ſcharf
äugigſten Beobachter und Kritiker ſeines Wirkens haben in
den 22 Jahren ſeit ſeinem Dienſtantritt nicht ein Wort,
nicht eine Geſte zu entdecken gewußt, die etwas anderes be
kundet hätte, als die Bewährung ſeiner lebenslangen Pflicht
treue auch im neuen Dienſt am Vaterland.

Was ihn das gekoſtet haben und koſten mag es bleibt
dem Gefühl jedes einzelnen Zeitgenoſſen überlaſſen, ſich das
auszumalen. Dieſer Mann hatte ſich im Strudel des Zuſam-
menbrüchs an die Hoffnung geklammert, einſt werde der
verſunkene Felſen des deutſchen Kaiſertums wieder auftauchen
aus dem ewig bewegten Meere völkiſchen Lebens.“ Nun ſieht
er ſich ſelber zum Präſidenten der deutſchen Republik berufen.
Kann er ſich im Augenblick, als er dieſe Wahl annahm, dar
über im unklaren geweſen ſein, daß eben dieſe Annahme die
Zukunft der jungen Republik ſtabiliſieren werde wie jener
hiſtoriſche rocher von bronce, der Erzfelſen Friedrich Wil
helms I., einſt die königliche Souveränität?

An Hindenburg erkennt das deutſche Volk in allen ſeinen
Schichten und politiſchen Schattierungen, daß in Zeiten des
Uebergangs und der Wandlung keinem von uns der bittre
Zwang erſpart bleibt, Entwicklungen und Ambildungen, die
zu hindern wir nicht die Macht haben, in Entſagung und
Opferkraft anzuerkennen, unſere Fähigkeiten und unſern
Wert in ihren Dienſt zu ſtellen, ohne Murren und Zagen, im
felſenfeſten Glauben an Deutſchlands Lebenskraft, an deutſche
Sendung, an deutſche Zukunft

So blickt das deutſche Volk zu ſeinem 80jährigen Führer
in Krieg und Frieden auf. zu dem leuchtenden, mahnenden
Vorbilde dienſtfreudiger, opferbereiter, tatenſtarker, vater
landsgläubiger deutſcher Treue

Die Nationalflagge.
Marx, Streſemann und Koch.

Die Ferien der meiſten Reichsminiſter gehen ihrem
Ende entgegen. Reichskanzler Dr. Marx und Reichsſi
manzminiſter Dr. Köhler nehmen zurzeit noch an den Ver
handlungen des Katholikentages in Dortmund teil, um
dann nach Berlin an ihre Arbeit zürückzukehren. Reichs
kanzler Marx wohnt in Dortmund im Hotel Fürſtenhof,
und es iſt charakteriſtiſch, daß erſt auf ſeinen ausdrück
lichen Wunſch die Leitung dieſes Hotels ſich dazu verſtand,
die Reichsflaggen SchwarzRotGold zu zeigen. Während
ſonſt in Dortmund weit überwiegend in ſchwarzrotgolde
men Farben aus Anlaß dieſer bedeutſamen Verſammlung
gefhaggt wird, brauchte das Hotel dazu erſt eine beſondere
Aufforderung. Auch wenn man der Meinüng iſt, daß es
wielleicht beſſer wäre, ſo wenig wie möglich von der Flag
genfrage zu ſprechen, um dadurch vielleicht etwas lang
ſamer aber umſo ſicherer dafür zu ſorgen, daß ſich die

r

Re Werbearbeit
für die

Deutſche Demokratiſche Partei
muß jetzt wieder aufgenommen werden.

In der zweiten Hälfte des Monats September ſetzt die

Verſammlungstätigkeit
ein. Jeder Demokrat iſt zur Mitarbeit verpflichtet.

ſchwarzrot goldenen Farben im deutſchen Volke durch
ſetzen: die Verhältniſſe zwingen immer wieder dazu, die
Flaggenfrage zu erörtern, denn es zeigt ſich jedesmal mit
aller Deutlichkeit, daß der Kampf um die Flagge an ſich
nicht Hauptſache iſt, ſondern der Kampf gilt der Republik.

Vor kurzem hat die Funkinduſtrie ein bereits früher
angeſetztes Feſtbankett im Hotel Eſplanade gegeben, auch
einem der Hotels, die ſich weigern, die Reichsflagge zu
zeigen. Nun haben eine Reihe von Blättern mit kaltem
Hohn mitgeteilt, daß zwar die Vertreter der Stadt Ber
lin und die preußiſchen Vertreter an dieſem Feſtbankett
micht teilgenommen haben, daß aber alle eingeladenen
Vertreter der Reichsregierung vollzählig erſchienen ſeien.
Was damit geſagt werden ſollte, war ja klar: die Reichs
regierung vertritt nicht die Auffaſſungen, die Herr Böß
und Herr Braun im Hinblick auf die Nationalflagge ver
treten. Ein kleiner Jrrtum, meine Herren! Und wer ſich
dieſes Jrrtums noch nicht bewußt worden iſt, der braucht ja
nur die Rede zu leſen, die Marx vor katholiſchen Arbeitern
in Dortmund gehalten hat. Jene Rede, in der er ſagt, daß
es mit nationaler Geſinnung nicht vereinbar iſt, wenn auch
heute noch mancher nicht davon ablaſſen kann, ſtatt von
SchwarzRot Gold immer von SchwarzRotGelb zu
ſprechen, und dann hat er ſehr deutlich das Verhalten ge
wiſſer Leute gekennzeichnet, als er fortfuhr, nationaler
Stolz ſollte auch die Kreiſe, die ſich mit der jetzigen
Staatsform nur ſchwer abfinden können, davon abhalten,
eine ſo beſchämende Haltung einzunehmen, wie wir es
jüngſt erlebt haben. Soweit der Reichskanzler Maärx. Der
Kanzler mußte in letzter Zeit mehrfach mit Recht wegen
ſeiner Haltung zu einzelnen politiſchen Fragen angegriffen
werden. Beſonders ſeine Nachgiebigkeit gegenüber deutſch
nationalen Forderungen wurde bemängelt. Es iſt nur zu
hoffen, daß auch ſeine künftigen Berliner Taten mit ſeinen
Dortmunder Worten in Einklang zu bringen ſind.

Das Kabinett hat bisher zu der Flaggenangelegen
heit noch keine Stellung genommen. Es wird aber wohl
nicht darum herumkommen, denn wie die Dinge liegen, iſt
eine Reichsverordnung, daß neben einer ausländiſchen
Flagge immer die Nationalflagge zu zeigen iſt, heute eine
politiſche Notwendigkeit geworden. Auch Herr Streſemann
wird ſich dem anſchließen oder wielleicht ſogar einen ſolchen
Entwurf aus Gründen außenpolitiſcher Achtung fordern.
Es iſt ja auch bekannt geworden, daß gerade Streſemann
ſeine Meinung über das Verhalten der Berliner Hotels
ſehr deutlich zum Ausdruck gebracht hat, und es verdient
in dieſem Zuſammenhange durchaus auch wiedergegeben
zu werden, was die „Kölniſche Zeitung zu der Flaggen
frage ſagt „Für den Staatsbürger, der dem Staat gibt,

was dem Staat gebührt, und der die Verfaſſung anerke
gibt es eine einwandſreie Löſung des Flaggenſtreits.
Verfaſſung kennt, von der Handelsflagge abgeſehen,
die Reichsſarben SchwarzRotGold. Dieſe Farben
nicht nur die Farben der Behörden, die der Reichsp
dent von Hindenburg oder der Reichsminiſter des Jn
won Keudell an ihrem Auto führen, ſie ſind nach in
und außen das Symbol des heutigen Reichs. Wer ſich
dieſen Farben, wie es vielfach leider noch geſchieht, dad
werſündigt, daß er ſie verächtlich macht, ſie als Juden
bezeichnet, ſie SchwarzRotGelb nennt oder ſie mit ſch h
meren Ausdrücken belegt, kann ſich nicht darauf ber
den Farben SchwarzWeißRot einen Gefallen zu tun.
Gegenteil werden durch ſolches Tun viele Stagatsbüir
denen SchwarzWeiß-Rot ein unvergeßliches Sinn
deutſcher Größe bleibt, denen aber auch in der Politik
ſſchmack und Takt noch nicht abhanden gekommen ſind,
einem Eintreten für die alten Farben abgeſchreckt.
lange der Kampf für Schwarz-Weiß-Rot von ſolchen
häſſigkeiten begleitet iſt, läuft die Zeit mit tödlicher Si
heit für SchwarzRotGold. SchwarzWeißRot und Schr
RotGold ſind an ſich gleich ehrwürdige, mit der Geſch.
des deutſchen Volkes untrennbar verbundene Farben.
Flaggenwechſel hat den leidigen Zwiſt zwiſchen ihnen
aufbeſchworen. Heute gilt es, offen und ehrlich Farben e

bekennen SchwarzRotGold ſind die Farben der D
ſchen Republik. Wer ihr zu ihren Ehren und Feſtte
ſeine Reverenz bezeigen will, hat mit ihnen zu flag
aber kein Menſch ſoll und wird es bei verſtändigem N
denken jemand übelnehmen können, wenn er aus T
und Liebe zur Vergangenheit daneben die ſchwarzweiß
Fahne zeigt. Stagatsbürgerliche Vernunft, Einſicht, D
ſamkeit und der innere Zwang zur ſtaatlichen Zuſamn
arbeit müſſen auch dem Flaggenſtreit eine nationale s
ſung ſchaffen.

Und nun kommt der deutſchnationale Miniſter 9
und ſpricht wom Boykott Brauns. Wärmt das alte
chen auf, daß die ſchwarzrotgoldenen Farben durch
Agitation des Reichsbanners zu einer Parteiflagge ger
den ſeien. Die Reichsfarben müſſen geachtet werden,
niemand könne gezwungen werden, ſie zu zeigen. Da
ja eine ſchöner Begriff von Achtung, den der deutſchno
nale Reichsverkehrsminiſter hat. Das iſt alſo die deu
nationale Auffaſſung wir achten die Reichsfarben,
wir zeigen ſie nicht. Das könnte den Herren ſo pa
Jm übrigen ſcheint Herr Koch ziemlich naiv zu ſein, w
er pathetiſch ayusruft: Welche außenpolitiſche Folgen h
es gehabt, wenn dieſer Boykott z. B. bei dem Empfang
„Kaiſerhof“ aus Anlaß des Beſuches des Bürgermeiſ
won Newyork durchgeführt worden wäre Ach du lic
Gott, ſeit wann ſind denn die Deutſchnationalen um auſ
politiſche Fragen ſo beſorgt? Das Kabinett hat ſich bi
mit der Flaggenfrage noch nicht befaßt. Jetzt wird es
damit befaſſen müſſen. And jetzt wird ſich zu zeigen
ben, wer eigentlich in dieſem Kabinett regiert, die Her
Koch, Hergt, Schiele, Keudell oder der Reichskanzler
und der Außenminiſter Streſemann. Dieſe Frage iſt
von der böſen Oppoſition geſtellt, ſondern iſt durch die
wicklung der Verhältniſſe von ſelbſt auf geworfen worl

Hamhurg gegen das Reichsſchulgeſet

Die Denkſchrift des Senats.

Die nunmehr bekannt gewordene Denkſchrift des H
burger Senats, die ſich gegen das Reichsſchulgeſetz richtet
deshalb vor allem beachtenswet, weil hier zum erſtenmal
amtliche Aeußerung gegen den Entwurf des Herrn von
dell vorliegt. Die Denkſchrift wird eingeleitet mit dem
daß Hamburg dem Geſetzentwurf in der vorliegenden F
ſeine Zuſtimmung nicht zu geben vermag. Es wird dann
ter einleitend ausgeführt, daß der Reichsſchulgeſetzentwurf
in der Reichsverfaſſung feſtgelegten Normierung widerſpi
daß er alſo verfaſſungsändernd iſt. Es muß unter allen
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ſtänden die Forderung geſtellt werden, daß in dem Geſetze
Gemeinſchaftsſchule als die Regelform der deutſchen V
ſchule behandelt wird.

Jn der hamburgiſchen Denkſchrift wird dann weiter
mängelt, daß die Form des geordneten Schulbetriebs d
dieſen Geſetzentwurf beeinträchtigt wird. Eine ſolche Stör
iſt zum mindeſten in Großſtädten und mittleren Städten d
die dadurch herbeigeführte Zerſplitterung der Volksſchule
befürchten. Für mittlere und große Städte muß deshalb
denfalls die Möglichkeit gewahrt bleiben, daß im Wege
Landesgeſetzgebung die zur Stellung eines gültigen Ant
erforderliche Mindeſtzahl von Antragsſtellern unter Be
ſichtigung der örtlichen Verhältniſſe erhöht wird. Weiter
in der Denkſchrift betont, daß eine irgendwie geartete
teiligung kirchlicher Jnſtanzen an der Schulaufſicht und Se
verwaltung weder nötig noch verfaſſungsmäßig ſei.

freikon

einzelne Länder ſich der Mitarbeit der Religionsgeſellſcha
bedienen wollen, ſo iſt dagegen nichts einzuwenden, vor
geſetzt, daß das Aufſichtsrecht des Staates dadurch nicht
einträchtigt wird. Für Hamburg iſt die Aufnahme von
kretern der Religionsgeſellſchaften in die örtlichen Schul
waltungskörper unmöglich.

Die hamburgiſche Denkſchrift wendet ſich ſodann dage
daß die beſtehende Schule in ihrer Schulform als beant
gelten ſoll. Nach völlig eindeutiger Anordnung des Arti
146 Abſ. 2 ſollen Bekenntnisſchulen und bekenntnisſ
Schulen nur auf Antrag der Erziehungsberechtigten einge
tet werden. Es iſt unzuläſſig, dieſe Vorausſetzung durch
geſetzliche Denkſchrift zu erſetzen in dem Sinne, daß der
auf Antrag herbeigeführte Rechtszuſtand bereits als
ſtehend fingiert wird. Das gilt insbeſondere für die Form
beſtehenden Bekenntnisſchulen, die durchaus nicht mit
Bekenntnisſchulen des Entwurfs identifiziert werden dür
Schließlich wird noch von Hamburg darauf hingewieſen,
durch den neuen Entwurf erhebliche Mehrkoſten entſtel
Der vorliegende Geſetzentwurf müßte deshalb die Beſt
mung des Schieleſchen Geſetzentwurfs von 1921 aufnehn
daß die den Ländern und Gemeinden aus der Durchführung
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Stellung genommen.
Imiſche Senat ebenfalls den Entwurf in der vorliegen

genoſſen abgeht.“

anerh hes entſtehenden Mehrkoſten in Höhe von zwei Dritteln

Reich erſtattet werden.
Der hamburgiſche Senat hat dann eine Anzahl Vorſchläge

Abänderung des Reichsſchulgeſetzentwurfs gemacht. Da
ſoll u. a. der Religionsunterricht mindeſtens von der

M ſten Klaſſe an aufwärts als ordentliches Lehrfach gel
h Weiter ſoll nach näherer Beſtimmung des Landesrechts

er ſo zur Stellung eines Antrags zur Errichtung von Nicht
e d eſſchulen erforderliche Zahl von Antragſtellern erhöht

en, wenn in einer Gemeinde mehr als 2000 ſchulpflichtige
er vorhanden ſind, und ſchließlich ſoll der Entwurf da

f ben geändert werden, daß in den Ländern Baden, Heſſen, Ham

J ſowie dem ehemaligen Herzogtum Naſſau das Geſetz
ſo Jahre nach Verkündung in Kraft tritt.

i Die Hanſeſtädte gegen den Reichsſchulgeſetzentwurf.
n

e Gemeinſames Vorgehen geplant.
Nachdem ſich auch in Hamburg die Kommiſſtionsmit-

er der Deutſchen Volkspartei gegen die Annahme des
c hoſchulgeſetzentwurfes ausgeſprochen haben, will man
l hamburgiſcher Seite verſuchen, ein gemeinſames Vor
ſt en der drei Hanſeſtädte gegen dieſen Entwurf herbeizu

en. Der Senat Bremens hat bisher offiziell zu dem
lgeſetzentwurf des Reichsminiſters von Keudell noch

Es werlautet jedoch, daß der

Form als unzweckmäßig erachtet und daß weiterhin
Entwurf auch vom Senat Lübecks verworfen wird.
ürg will ſeine Ablehnung in einer Reihe von An
an den Reichsrat noch beſonders begründen.

I um den Kurs der Sozialpolitik.
Zur kommenden Herbſt- und Winterarbeit.
in friſcher Wind wehe durch die demokratiſche Arbeit
merbewegung, wurde auf der beſonderen Arbeitneh
rtagung des diesjährigen Reichsparteitages der Deut
n Demokratiſchen Partei begeiſternd ausgerufen. Dieſe
ſche muß anhalten. Die Deutſche Demokratiſche Partei
auf dem Parteitag durch einen Vortrag des Reichs
ſsabgeordneten Exkelenz den ernſten Willen der
rei zur Fortführung einer demokratiſchen Sozial
itik bekundet. Eine aufrüttelnde Begeiſterung für die
rwirklichung der auf dem Parteitag gefaßten Beſchlüſſe
iß die demokratiſchen Arbeitnehmer durchpulſen. Nur
nun können ſie ihren Zweck erfüllen. Es gilt, mit zäher
aft und unbeugſamer Energie für die demokratiſchen
danken und Ziele zu werben. Die Herbſt und Winter
beit ſetzt bald ein. Jm nächſten Jahre finden die Wah
zum Reichstag ſtatt.
Die neuerlich ſtark gewachſene Bejahung des demo
tſchen Staates braucht noch nichts mit Liebe und er
hlter Geſinnung gemein zu haben, ſondern aus der
chternen, realpolitiſchen Erkenntnis erfolgt ſein, daß es

emokratiſchen Staat darauf ankomme, ſich politiſch
ürgerlich zu rühren und zu betätigen. Man muß

ber darüber klar ſein, daß es immer noch Kreiſe gibt,
das deutſche Volk politiſch betäuben und verſuchen

llen, den Staat innerlich auszuhöhlen und ſeine ſozialen
d demokratiſche Grundlagen zu verwäſſern. Mit Recht
t der frühere Reichsfinanzminiſter Reinhold auf
in demokratiſchen Parteitag in Hamburg ausgeſprochen:
e Republik wird ſozial ſein oder ſie wird nichts ſein!
Die Sozialpolitik des demokratiſchen Staates iſt
Abſtzweck und will den Menſchen zum verantwortlich
ndelnden, von innerer Freiheit erfüllten und bewußten
käger der Staatspolitik erziehen. Dieſe grundſähliche
erſchiedenheit über den Jnhalt ſozialer Politik wird
e heutige Rechtsregierung bei
käge vor immer neue Schwierigkeiten ſtellen, denn die
eutſchnationalen werden ihren Einfluß geltend zu ma
n verſuchen, die Politik der inneren Gebundenheit, in
r beſonders für die Arbeitnehmer wichtigen ſozial
litiſchen Geſetzgebung wieder zu verankern, denn ſchon
e erſten ſozialpolitiſchen (Arbeitszeitnotgeſetz, Verbeſſe
ng der Jnvalidenrenten) und wirtſchaftspolitiſchen
zollpolitik) Gehverſuche laſſen die ſo betonte Arbeit
Hmerfreundlichkeit dieſer Regierung in einen recht zwei
lhaftem Lichte erſcheinen. Das iſt allerdings nur mög
h, wenn das Zentrum ſich innerlich ebenfalls nicht ge
andelt hätte, was wir zum mindeſten für große Teile
r chriſtlichen Arbeiter vorerſt nicht glauben können.
Deshalb iſt auch die Charakteriſterung der Deutſch
tionalen durch den dem Zentrum angehörenden frühe
n freikonſervativen Reichstagsabgeordneten Adam
öder durchaus treffend
Das, was die heutige „Rechte“ für jeden freiheit
lich und chriſtlich geſinnten Politiker unannehmbar
M macht, iſt der harte Beſitz-Egoismus, von dem aus die
Rechte ihre Politik konſtruiert. Alle Beſtrebungen, die

aus dieſer Quelle fließen, werden von der Rechten ali
mentiert; ob es nun Militarismus gder Nationglismus
iſt, Stahlhelmlerei und Hakenkreuztum, Steuerpolitik
der Sozialpolitik für den Arbeiter immer iſt die
Rechte von der Gedankenwelt jenes harten Beſitz
Egoismus ſtimuliert, den zu überwinden die vornehmſte
Aufgabe einer chriſtlich aufgefaßten wahrhaft volkstüm-
lichen Politik und Weltanſchauung iſt.
Auch der Vorſitzende des Deutſchen Gewerkſchaſts
ündes, Adam Stegerwald, hat in einer Rede die
eutſchnationalen richtig gekennzeichnet, als er darin die
nterhaltung mit einem angeſehenen deutſchnationalen
bgeordneten geſchildert hat und worin dieſer ſich beklagt:

„Wo die Völkiſchen abgehauſt haben, iſt heute die
Deutſchnationale Volkspartei zum Stelldichein all derer
geworden, die den alten Klaſſen und Kaſtengeiſt wie
der herbeiſehnen, die die Arbeiter in der Wirtſchaſt
und in den einzelnen Betrieben wieder, ähnlich wie
früher beim Heer, zum Antertanen, die Menſchen wie
ehedem zum Objekt im Staate herabdegradiert wiſſen
wollen, denen jede Pſychologie und Geiſtigkeit in der
Behandlung fremder Volter und der eigenen Volte

S

jeder ſozialpolitiſchen

Die ſcharfen ſogialen und wirtſchaftspolitiſchen gegen
ſätzlichen Auffaſſungen in der deutſchnationalen Volks
partei ſpiegelten ſich auch in der Stellungnahme des Aus
ſchuſſes der deutſchnationalen Jnduſtriellen und des Aus
ſchuſſes der deutſchnationalen Angeſtellten wieder, wäh
rend in der demokratiſchen Fraktion eine völlig einheit-
liche Stellungnahme zwiſchen den Gruppen der Arbeit
geber und Arbeitnehmer erzielt werden konnte. Auch die
ablehnende Haltung gegenüber dem Betriebsratsgeſetz in
der Nationalverſammlung durch die Deutſchnationale
Volkspartei beweiſt die Gegnerſchaft zu einer modernen
demokratiſchen Arbeitnehmerpolitik.

Die deutſche Arbeitnehmerſchaft kann keine dauerhafte
innere Gemeinſchaft mit einer Partei verbinden, die die
Arbeitnehmer als Objekte der Politik, als Antertan an
ſehen will. Die Arbeitnehmer ſind ihrer Herkunft und
ihrem Weſen nach Demokraten und müſſen es ſein, wenn
ſie den Aufſtieg des Volkes und ihren eigenen wollen.

Stärkſte politiſche Betätigung iſt das dringende Ge
bot der Stunde. Die Arbeitnehmer als denkende Men
ſchen werden ſich von nationaliſtiſchen Heilsbeglückern
nicht irr machen laſſen und klar erkennen, daß nur der
Staat, der auf der Selbſtverantwortung ſeiner Bürger,
auf der ſittlichen Gemeinſchaft aller Klaſſen der Be
wölkerung ruht, der freie und ſtarke Staat mit freien und
ſtarken Bürgern, der demokratiſche Staat ſein kann. Der
„Segen“ der gegenwärtig in der Regierung führenden
Deutſchnationalen und die äußerlich ſtaatspolitiſche Neu
orientierung der dem Staate bisher feindlichen ſoziglen
Gegner muß die Erkenntnis notwendiger ununterbroche
ner ſtaatsbürgerlicher Aktivität einhämmern und zur
Kraftquelle demokratiſchen Bewußtſeins und demokrati
ſcher Geſinnung der deutſchen Arbeitnehmerſchaft werden.

Die Partei des Wirrwarrs.
Jeder der Parteitage der Wirtſchaftspartei bringt

der Oeffentlichkeit erneut den Beweis, daß die Partei
aus ſo verſchiedenartigen Elementen zuſammengeſetzt iſt,
daß man ſie mit Recht die Partei des Wirrwarrs be
zeichnet. Wer die Wirtſchaftspartei in den Parlamentsver
handlungen verfolgt, dem wird das vhnehin nur eine
Beſtätigung ſeiner Erfahrungen. Es nutzt nichts, daß der
Parteivorſitzende Bäckermeiſter Drewitz einen Aus
ſpruch Bismarcks aus dem Jahre 1884 heranzieht und
umbiegt, um die Exiſtenzberechtigung der Wirtſchafts
partei nachzuweiſen. Wenn damals der Gründer des Rei
ches erklärte, daß ſich die politiſchen Parteien in Zukunft
weit mehr wirtſchaftlich als politiſch einzuſtellen gezwun
gen ſehen würden, dann hat er in großzügiger Weiſe die
Entwicklung der in den Parteien wirkenden Tendenzen
vorausgeſchaut, aber an die Partei des Herrn Drewitz hat
er ſicher nicht gedacht.

Das ſchon deshalb nicht, weil Bismarck ein nüchter
ner Denker war, während Herr Drewitz einfach eine alte
Leier weiterdreht, wenn er noch heute fordert, der Ein
fluß der Sozialdemokratie in der Reichsregierung müſſe
herabgedrückt werden.

politik kritiſtert. Köhler paßt ihm ebenſo wenig wie
Reinhold, aber für Schlieben bricht er eine Lanze, weil
dieſer ihm Verſprechungen machte, die hinterher nicht
durchgeführt wurden. Der Vorſitzende der Wirtſchafts
partei, die möglichſt wenig vom Staat ſehen will, ſetzt ſich
ein für den Finanzminiſter, der durch ſeine Theſau
rierungspolitik gerade den mittleren und kleinen Betrie
ben das Kapital abgezapft hat und unter deſſen Ge
ſchäftsführung die Kredite einzig und allein den Groß
unternehmen zufloſſen. Die Wirtſchaftspartei, die ſich da
mals ſo eng an das Rechtskabinett angeſchloſſen hat,
ſtimmte ferner dem Zolltarif zu, der von einer anderen
Seite her dem Mittelſtändler das Leben erſchwert, näm
lich ihm die Materialien verteuert, die er von der Groß
induſtrie zur Verarbeitung übernimmt.

Der Wirrwarr in der Wirtſchaftspartei zeigt ſich aber
noch größer, wenn Herr Profeſſor Dr. Bredt einen kul
turpolitiſchen Eiertanz auszuführen bemüht iſt. Ganz
richtig hat er in Hamburg begonnen mit der Feſtſtellung
daß eine Partei nur dann eine Rolle ſpielen kann, wenn
ſie mehr iſt als eine Wirtſchaftspartei, weshalb die Wirt
ſchäftspartei eben keine Rolle ſpielt. Weltanſchauung ſoll
bewieſen werden beim Reichsſchulgeſet, aber die Hoff
nungen ſind gering, wenn Herr Profeſſor Bredt in einem
Atemzuge erklärt. „Wir wollen nicht, daß der Staat
darüber befindet, wie unſere Kinder erzogen werden“
und dann wieder: „Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die Schule
Staatsſchule bleiben muß.“

Mit einer Gruppe, die nur durch ſich ſelbſt wider
ſprechende Erklärungen zuſammengehalten werden kann,
läßt ſich auf die Dauer keine Politik machen. Das iſt das
Schickſal der Wirtſchaftspartei.

Aus der Arbeit der demokratiſchen Landtagsfraktion

Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten,
Preußens AusführungsverordnungseRgelung der Koſtenfrage.

Die preußiſche Staatsregierung hat dem Landtag nunmehr
die Ausführungsverordnung zum Reichsgeſetz zur Bekämpfung
der Geſchlechtskrankheiten überſandt. Da die Durchführung des
Reichsgeſetzes bis zum 1. Oktober 1927 geregelt ſein muß der
Landtag aber bis dahin nicht mehr zuſammentritt, muß der
in Artikel 55 der preußiſchen Verfaſſung vorgeſehene Weg be
ſchritten und in Uebereinſtimmung mit dem Ständigen Aus
ſchuß des Landtags eine mit Geſetzeskraft ausgeſtattete Verord
nung des Staatsminiſteriums erlaſſen werden.

Jn der Begründung der preußiſchen Verordnung heißt es
über die Regelung der Koſtenfrage: Ueber die Höhe der aus
der Durchführung des Geſetzes entſtehenden Koſten läßt ſich
noch nichts Beſtimmtes ſagen. Jnsbeſondere fehlt es bisher
an zuverläſſtgem Material über die tatſächliche Verbreitung
der Geſchlechtskrankheiten und ihre Verteilung auf die Städte
und das flache Land.

Auch jetzt noch, wo die Sozial
demokraten überhaupt nicht mehr in der Reichsregierung
ſitzen Ganz bös wird es, wenn Herr Drewitz die Finanz

Eine auch nur einigermaßen zutreffende Schätzung iſt um
ſo ſchwieriger, als die Belaſtung der Gemeinden eine in ihrem
Ausmaß nicht bekannte finanzielle Entlaſtung auf dem Gebiet
der Polizeikoſten gegenüberſteht. Sollte ſich ſpäter etwa trotz
dieſer Erleichterung auf dem Gebiete der Polizeikoſten für die
Gemeinden (Gemeindeverbände) eine erhebliche finanzielle
Mehrbelaſtung ergeben, ſo wird dieſe bei der Neugeſtaltung
des Finanzausgleichs in Rechnung zu ſtellen ſein.
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Preußen und die Nationalflagge.
Unter der Ueberſchrift „Dienſtlicher Verkehr in eini

gen Berliner Hotels veröffentlicht das Preußiſche Mi
niſterialblatt einen Runderlaß des Miniſters des Jnnern
und des Finanzminiſters, in dem das Schreiben des preu
ßiſchen Miniſterpräſidenten an die Staatsminiſter über
das Verhalten Berliner Hotels in der Flaggenfrage wie
dergegeben wird.

Entſprechend dieſem Schreiben wird nunmehr ange
ordnet, daß die nachgeordneten Behörden und ihre Be
amten in den in dem Schreiben von dem preußiſchen Mi
niſterpräſidenten aufgeführten Hotels amtliche Veran
ſtaltungen nicht abhalten und ſonſtige Veranſtaltungen
dort in amtlicher Eigenſchaft nicht beſuchen dürfen

g

Dienſtaufwandsentſchädigung für Richter.
Der demokratiſche preußiſche Landtagsabgeordnete Dr.

Grzimek hat an den preußiſchen Finanzminiſter und den
preußiſchen Juſtizminiſter ein Schreiben gerichtet, in dem
er bittet, bei der Beſoldungsneuregelung der Dienſtauf
wandsentſchädigung der leitenden Beamten der Juſtig be
ſondere Aufmerkſamkeit zuguwenden. Bis auf den Kam
mergerichtspräſidenten wird bisher eine Dienſtaufwands
entſchädigung an Richter nicht gezahlt. Wem an einer
Hebung der Juſtiz, an einer ſtärkeren Verbindung zwiſchen
ihr und der Oeffentlichkeit als Vorausſetzung eines ſtär
keren Vertrauens im Volke zu der Rechtſprechung gelegen
iſt, kann den jetzigen Zuſtand nicht billigen Viellfach feh
len bei wichtigen Anläſſen die leitenden Juſtizbeamten,
weil ſie mit ihrem Gehalt ohne eine Dienſtaufwandsent
ſchädigung ſich eine Teilnahme an der betreffenden Ver
anſtaltung nicht leiſten können. Richter, und in gewiſſem
Sinne auch der Staatsanwalt, haben weit mehr an tat
ſächlicher Macht inne, als viele der anderen Beamten dem
entſprechend beſteht die Notwendigkeit, ihren Stand zum
mindeſten gleichzuſtellen, wenn nicht ſogar herauszuheben,
wie das in den angelſächſiſchen Ländern mit gutem Er
fölg für das Gedeihen des Staatsganzen geſchieht

Zur Oſtreiſe des Oſtausſchuſſes.

An der Oſtreiſe des Oſtausſchuſſes des Preußiſchen
Landtags nehmen als Vertreter der Demokratiſchen Land
tagsfraktion die Abgeordneten Hof f Kiel und Riede le
Berlin keil. Neben den Abgeordneten der einzelnen Par
teien haben ſich auch Vertreter der preußiſchen Staats
regierung der Beſichtigungsreiſe angeſchloſſen u. a. Ober
regierungsrat Frankenbach vom Staatsminiſterium, Mie
niſteriglrat Dr. Rathenau vom preußiſchen Miniſterium
des Jnnern, Miniſterialrat Dr. Landfried vom Finanz
miniſterium, Miniſterialrat Gürich vom Kultusminiſte
rium, Miniſterialrat Dr. Leſſer vom Handelsminiſterium,
Miniſterialrat Dr. Richter vom Wohlfahrtsminiſterium
und Miniſterialrat Dr. Banſit vom Landwirtſchaftsmini
ſterium.

Politiſche Notizen.
Das Reich und Preußen.

Wie der „Demohkratiſche Zeitungsdienſt erfährtein Vertrag zwiſchen der Relchere gern und e ehe

Staatsregierung, der ſich mit den Finanzamtsgebäude
befaßt, unterſchrieben worden. Ueber einen zweiten Vertrag
der das Eigentum an den militäriſchen Baulichkeiten regelt;
wird zurzeit noch verhandelt, doch iſt mit dem Abſchluß zu
rechnen.

In der Frage der Standesherren hat das prFinanzminiſterim gegenüber dem r Beleg be
Reichsjuſtizminiſters Hergt eine Antwort erteilt, in der die
preußiſchen Bedenken gegen den Reichsvorſchlag erörtert
worden ſind. Die Angelegenheit wird vorausſichtlich zwiſchen
Reich und Preußen weiter verhandelt werden, nachdem
Reichsjuſtizminiſter Hergt aus ſeinem Urlaub zurück
gekehrt iſt.

c

Preſſefreiheit und Stagatsautorität,

geblicher Angriff
Was dieſe Preſſ

ſtellung, in
wirklicher An

Hoheit auf das betreffende Organ überträgt. Dieſes iſt
dann in der Lage, ſeine amtliche Eigenſchaft am Kopf



des Blattes mitzuteilen wie es in vorliegendem Falle
bei der „Oberheſſiſchen Zeitung auch in der Tat geſchehen
iſt und ſichert ſich damit weſentliche materielle Vor
teile. Außerdem bezieht ein ſolches Blatt für die Ver
breitung der amtlichen Verlautbarungen auch noch ſtaat

Kein Staat kann es aber dulden, daß ein
mit der Wahrnehmung ſeiner ſtaatlichen Hoheit betrautes
liche Gelder.

und mit ſtaatlichen Geldern verſorgtes Organ ſich gegen
ſeinen eigenen Auftraggeber wendet.

Jm übrigen iſt der „Oberheſſiſchen Zeitung von dem
Regierungspräſidenten Friedensburg auch nicht ein Vor
wurf über die Ausführungen ſelbſt gemacht worden. Dazu
hätte der Regierungspräſident gar kein Recht gehabt. Be
rechtigt aber und aufs ernſteſte verpflichtet war er, die
Anvereinbarkeit des ſtaatlichen Auftrages mit Angriffen
auf dieſen Staat feſtzuſtellen. Wenn dann trotzdem, wie
es im Falle der „Oberheſſiſchen Zeitung geſchehen iſt,
wiederholt und in bösartiger Form dieſe Angriffe fort
geſetzt wurden, ſo blieb dem Regierungspräſidenten gar
michts anderes übrig, als dem betreffenden Blatt das

Aufhören des ſtaatlichen Auftrags mitzuteilen

Aenderung des Poſtfinanzgeſetzes.
Vergrößerung der Rechte des Reichstags.

Jn politiſchen Kreiſen wird, wie der „Demokratiſche
Zeitungsdienſt“ erfährt, zurzeit ernſthaft die Frage einer
Aenderung des Poſtfinanzgeſetzes überprüft und zwar im
Zuſammenhang mit der Stellungnahme, die der Verwal
tungsrat der Reichspoſt aus Anlaß der vom Reichspoſt
miniſter vorgeſchlagenen Gebührenerhöhung eingenommen
hat. Jm Reichstag ſind nicht nur aus Kreiſen der Oppo
ſitionsparteien Abänderungsanträge zum Reichspoſtfi
manzgeſetz zu erwarten, ſondern auch innerhalb der Regie
rüngsparteien iſt durchaus Stimmung für eine Aenderung
dieſes Geſetzes vorhanden. Man will nur erſt den Bericht
des Sparkommiſſars abwarten, der in der nächſten Zeit

die Arbeits und Verwaltungsmethoden der Reichspoſt
einer genauen Prüfung unterziehen wird.

Die Abänderungswünſche gehen im weſentlichen dar
auf hinaus, dem Reichstag die Rechte wieder zürückzuge
ben, auf die er durch das Reichspoſtfinanzgeſez vom 18.
März 1924 verzichtet hat. Reichsregierung und Reichstag
bedürfen eines größeren Einfluſſes auf die Finanzgeba
rung der deutſchen Reichspoſt als er gegenwärtig gegeben
iſt, insbeſondere gilt das für die Geſtaltung der Gebühren
Es wird in unterrichteten Kreiſe darauf hingewieſen, daß
ſelbſt die Reichsbahn, die der Reichsverwaltung durch das
Reichsbahngeſetz entzogen iſt, hinſichtlich ihrer Tarife ge
bunden wurde. Alle Aenderungen von Tarifen, Neben
gebühren, Tarifvergünſtigungen uſw. unterliegen der Ge
nehmigung der Reichsregierung. Die ganze Frage wird
entweder bei der Berichterſtattung des Reichsſparkommiſe
ſſars oder ſpäteſtens bei der Beratung des Poſtetats für

1928 im Reichstag aufgerollt werden. Neoeben dieſer Aen
derung des Poſtfinanzgeſetzes wird geprüft werden müſ

ſen, ob die Verantwortlichkeiten der Reichspoſt nicht grund
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iſt, daß ſich aus der Doppelſtellung des Reichspoſtminiſters
gegenüber dem Reichstag und dem Verwaltungsrat der
Reichspoſt die Schwierigkeiten ergeben, die vor kurzem in
die Erſcheinung getreten ſind. Jn Kreiſen des Reichsrats
beſteht die Neigung, einen früher gefaßten Beſchluß wieder
aufzunehmen, wonach ein zu ernennender Generalpoſtmei
ſter den Vorſitz im Verwaltungsrat übernehmen ſollte. Von
ſeiten der Reichsregierung iſt damals darauf hingewieſen
worden, daß eine ſolche Zwiſchenſchaltung nur hemmend
wirken werde. Jn dieſem Zuſammenhang wird weiter
hin geprüft werden müſſen, ob der Reichspoſtminiſter als
ſolcher nicht überhaupt verſchwinden kann, indem ſeine Ge
ſchäfte vom Reichsverkehrsminiſter übernommen werden.

SchwarzRotGold bei der Reichswehr.
Ausführungserlaß des Reichswehrminiſteriums.

Das Heeresverordnungsblatt veröffentlicht einen Er
laß des Reichswehrminiſteriums, wonach die erforderli
chen Nationalflaggen aus dem Marinearſenal in Kiel be
ſchafft werden ſollen. Die Wehrkreisverwaltungsämter
haben ihren Bedarf bis ſpäteſtens 15. September dem Ma

rinearſenal in Kiel anzumelden, ſo daß angenommen
werden muß, daß bis zum 2. Oktober, dem 80. Beburtstag
des Reichspräſidenten alle Reichswehrgarniſonen im Beſitz
der Nationalflagge SchwarzRotGold ſind. Jn dem Erlaß
wird ausdrücklich darauf hingewieſen, daß die geſetzten
Friſten für die Bedarfanmeldung zur beſchleunigten Durch
führung der erſten Beſchaffung unbedingt innezuhalten
ſind. Die Abmeſſung der Nationalflagge müſſen denjeni

gen der gleichzeitig mit ihnen auf den einzelnen Dienſtge
bäuden geſetzten Reichskriegsflaggen gleich ſein.

e e

Beamtenfragen.
Beſoldengsreſorm und Länderregierungen

Aenderung des Finanzausgleichs?

Berlin, 7. Septbr. Dem „Demokratiſchen Zeitungsdienſt“
wird aus Reichstagskreiſen mitgeteilt: Die Verhandlungen
über das Beſoldungsproblem werden aller Vorausſicht nach
won ſehr erheblichen Konſequenzen finanzpolitiſcher Art beglei
tet ſein, da eine Reihe von Länderregierungen bereits erklärt
haben, die finanziellen Mehrbelaſtungen, die durch die Beſol
dungsreform entſtehen, nicht tragen zu können. Dies gilt ins
beſondere für Bayern. Man muß ſich heute ſchon darauf gefaßt
machen, daß Bayern, trotzdem der beſtehende Finanzausgleich
zu ſeinen Gunſten ausgeſtaltet worden iſt, mit neuen Geld
forderungen an das Reich herantreten und eine Aenderung des
Finanzausgleichs verlangen wird. Von bayeriſcher Seite iſt er
klärt worden, daß die bayeriſche Staatsregierung einfach keine
Mittel habe, um die Beſoldungsreform durchzuführen. Aehn
liche Klagen kommen aus Württemberg. Am kommenden Frei
tag werden die Finanzminiſter der größeren Länder in Berlin
zu einer Beratung über die Beſoldungsreform zuſammentreten.
An dieſer Sitzung wird vorausſichtlich auch Reichsfinanz
miniſter Köhler oder ſein Stellvertreter teilnehmen. Es wird
ſich im weſentlichen um eine Ausſprache, die freilich ſehr leb

ſätzlich anders konſtruiert werden müſſen. Anbeſtreitbar haft werden wird, handeln, da das Reichskabinett zu dieſem

teile.

e

Zeitpunkt zu dem ganzen Problem der Beſoldungsrefo
haupt noch keine Stellung genommen hat. Bisher ha
ſich lediglich um Vorſchläge des Reichsfinanzminiſt
Köhler ſelbſt.

Einheitsſtaat und Beamtenbeſoldung.

Jn einem Beamtenblatt der Poſtbeamten, den
fachblatt“, wird über die Frage Einheitsſtagt und
tenbeſoldung u. a. geſchrieben:

„Man muß an ſich nicht gerade Anhänger d
heitsſtaates ſein, da die Erhaltung der Selbſtändig
einzelnen Länder und Volksſtämme eine gewiſſe J
gung haben mag wer aber die Verſchiedenartigk
den Beſoldungs, Eingruppierungs und Beförderu
blemen im Reich, Stadt und Land betrachtet
Entwicklung verfolgt hat, die dieſe Probleme in de
kriegszeit angenommen haben, der muß unbedingt
der des Einheitsſtaates werden, mit einheitliche
ſonalbeſtimmungen im ganzen Reich, weil die J
auf dieſem Gebiet einfach zum Himmel ſchreien

Preußen und die Beſoldungsreform.

Der preußiſche Finanzminiſter HöpkerAſchoff he
Dienstag eine Beſprechung mit dem Reichsfinanzmini
Köhler über die Fragen der Beſoldungsreform. Zu d
herigen Mitteilungen über die preußiſchen Beſoldun
wird erklärt, daß innerhalb der zuſtändigen Stellen e
ſchließende Stellungnahme überhaupt noch nicht erf
Demgemäß ſind auch die bisherigen Mitteilungen übe
ßens Beſoldungspläne zu werten Richtig dürfte ſein,
plant iſt, die Lehrer in einer einzigen Beſoldungsgru
ſammenzufaſſen, die das Gehalt der bisherigen Grupp
reicht. Die Rektoren ſollen eine beſondere Verwaltung
erhalten. Der preußiſche Finanzminiſter wird mit de
tretern der Landtagsparteien in der nächſten Zeit F
nehmen, und vorausſichtlich wird der Hauptausſchuß des
ßiſchen Landtags, der am 22. September zuſammentrit
ſich mit den Fragen der Steuervereinheitlichung befaſſ
auch einen Beſchluß faſſen, der die Abſchlagszahlungen
zu erwartende Beſoldungserhöhung regelt. Dieſe Ab
zahlungen werden dann auch,

Be
An Mehrere! Wirtſchaftlich Schwachen liefern

unſere Wochenſchrift gegen Erſtaktung der baren Au
(Zeitungsgeld und Poſtgebühren).

Aken: Sie dürfen nicht ſagen, daß der Reichsge
präſident Dr. Simons mit den Beſtrebungen de
kannten Betriebsanwalts Winter ſympathiſiere
einem Brief vom 12. März 1927 (ſiehe Magdeburge
tung vom 7. April Nr. 1771) hat Dr. S. erklärt, d
dieſe Bewegung von Winter aufs entſchiedenſte

e ca
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3. Jahrgang

ine Die mittelſtandsfreundliche Reichsbahn.
Ueber 4000 Verkaufsſtände.

e Aus Mättelſtandskreifen wird uns geſchrieben

trag tet
bleme in d

„Seit längerer Zeit ſt ein heftiger Kampf gegen die
Deutſche Reichsbahngeſellſchaft wegen ihrer angeblich über
riehenen Förderung des Verkaufsſtandsweſens auf den Bahn

öfen und der dadurch Hervorgerufenen Schädigung des Ein
Pelhandels im Gange, der mit Schlagworten und unbewieſenen
Sehauptungen geführt wird, ohne daß der Reichsbahn bisher
Nie Möglichkeit gegeben war, öffentlich gegen die einſeitigen

ar die Einleitung einesauf den meinden auf Realbeſteuerung praktiſch ein Vorwegnehmenteform,

Mlatt der Deutſchen Reichsbahngeſellſchaft
Der größte Teil der dargebotenen Ausführungen bezieht

darſtellungenmufzutreten Das iſt
Irtikels über die Wareanverkaufsſtände
gahnhöfen der Reichsbahn, der in dem amtlichen Nachrichten

veröffentlicht iſt.

ich auf die Rerhtslage und zwar unter Apoſtrophierung des
emokratiſchen Reichstagsabgeordneten Büll. Die Möglichkeit

t Hilfe verſchiedener Entſcheidungen höherer Gerichte eine
slegung elaſteſcher Geſetzesbeſtimmungen zugunſten des

Lerhaltens der Reichsbahn durchzuführen, iſt für die Behand
in üng der ganzen Angelegenheit abſolut unerheblich. Dazu
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ja eben der Weſetzgeber, heute alſo der Reichstag, da,
Fechtsſätze, deren Anwendung dem wirtſchaftlichen Allgemein

ohl entgegenſtehen, zu ändern, und deshalb iſt ja auch die
lngelegenheit im Reichstag zur Sprache gebracht worden. Der

lbgeordnete Büll Hat alſo vollkommen vrecht, wenn er ſeiner
Kerwunderung daxüber Ausdruck gegeben hat, daß, obwohl
änz klare Beſchlüſſe des Reichstages vorhanden waren, weiter
ichts geſchehen ſei, als daß zwiſchen dem Reichswirtſchafts
tiniſterium und der Reichsbahn über Richtlinien verhandelt
urde, wie die Reichsbahn gewiſſe Mißſtände beſeitigen könne.

Das, worauf es ankommt, ſind allein die wirtſchaftlichen
atbeſtände, die Anlaß zu den Klagen des Mittelſtandes ge
ben haben. Der betreffende Vewrteidigungsaufſatz der Reichs
ſahn beſchäftigt ſich natürlich auch mit dieſen Dingen, jedoch
icht mit derſelben Präziſion, die bei der Darlegung der
echtslage angewandt wird. Wenn es da z. B. heißt „Es
leibt alſo nur noch zu prüfen, ob nun tatſächlich auf allen
ſahnhöfen rückſichtslos ſolche Stände errichtet worden find
ad wenn dann feſtgeſtellt wird, daß auf 11736 Bahnhöfen
d Haltepunkten (1) der Reichsbahn nur 1058 Stände vor
inden ſeien, ſo ſpricht wohl ſchon dieſe Art der Aufmachung
r ſich ſelbſt. Es iſt ſogar denkbar, daß es kleinere Bahnhöfe
bt, wo ein derartiger Verkaufsſtand einfach deshalb nicht
nſtandet zu werden braucht, weil konkurrierende Gewerbe

be gar nücht in der Nähe ſind.
Reichsbahn wird dann der Verſuch gemacht, die Behaup

daß dem Einzelhandel durch die Verkaufsſtände der
eichsbahn Umſatz entzogen würde, ohne daß hierfür zahlen
üßige Anterlagen beigebracht würden, zahlenmäßig zu wider

Jen. Das geſchieht auf Grund einer Ermittlung, die von
I Peichebahn dahin angeſtellt iſt, wie hoch ſich der Umſatz
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f größeren und kleineren Bahnhöfen in den Stunden außer
b der örtlichen Ladenſchlußzeit an vier Stichtagen belaufen

Dieſer Umſatz wird dann auf das Jahr umgerechnet und
fie Einzelhändler dex gleichen Branche in der betreffenden
ſadt verteilt. Ob das ganz rächtig iſt, mag dahingeſtellt
iben, denn die Konkurrenz der Bahnhofsſtände macht ſich
ſtverſtändlich viel ſtärker für die in der Nähe des Bahn
fs liegenden Geſchäfte bemerkbar als für andere. Der Hin
is, daß dieſe Behauptung nicht zutreffe, weil gerade in der
ihe dex Bahnhöfe ſich auch Hotels, Wirtſchaften uſw. mit
veiterten Verkaufszeiten befinden, ſchlägt nicht durxch. Erſtens
iß jeder daß man vielfach in derartigen Gaſtſtätten teurer
iſt als wo anders und nicht jeder Straßenpaſſant geht ohne
iteres in ein Hotel, um ſich dort Rauchmaterial zu kaufen,
in er nicht auch noch andere Dinge dort konſumiert, Die
ſammlung der Hotels kommt übrigens bei einer der wich
ſten Gruppen von Bahnhöfen, nämlich den Berliner Stadt
jnhöfen, gar nicht in Frage.
Es wird weiter mitgeteilt, daß Beobachtungen der Stände

eben haben, daß, von einzelnen Ausnahmen natürlich ab
P en, tatſächlich nur kleinere Poſten, gekauft würden ein

urd
eſan

onzert

flor
acht.

veis, daß es ſich um die Befriedigung eines augenblicklichen
ürfniſſes handelt. Das iſt aber eine Erſcheinung, die nicht
für die Verkaufsſtände auf Reichsbahngelände, ſondern
für ſo ziemlich alle Ziggarrenläden in Frage kommt,
da kauft der Kunde im Durchſchnitt nur kleine Poſten
Befriedigung eines augenblicklichen Bedürfniſſes. Jm üb
n iſt feſtzuſtellen, daß ein Ausfall für den einzelnen, den
Reichsbahn auf 40,20 Mark berechnet, nur in den großen
dten in Frage kommt; in kleineren Städten, wo das Ver
nis der Zahl der Verkaufsſtände der Reichsbahn zu dem
ſelbſtändigen Gewerbe und Handelsbetriebe anders iſt,
ben ſich ganz andere Ausfallziffern. So wird der Ausfall
Tabakwaren für Deſſau mit 108 Mark, jn Schokoladen
en mit 124 Mark angegeben, Schokoladenwaren in Görlitz
Reichsmark, Tabakwaren in Eſſen-Hauptbahnhof 175
in Ulm gar 242 A. And vielleicht beſitzt die Reichsbahn

e höhere Ziffern, die in dem Artikel nicht veroffent
nd

Dieſe Art der Beweisführung ſcheint alſo eher geeignet zu
die Aufmerkſamkeit der Oeffentlichkeit noch mehr als bis

auf dieſe Verhältniſſe zu lenken. Entſchieden zurückgewie
werden muß aber die Verdächtigung der Motive, der von
telſtandskreiſen gegen dieſe Verhältniſſe geführten Beſchwer

Es heißt da: „Aus den Reden und Veröffentlichungen
mit aller Klarheit hervor, daß der Einzelhandel nichts

es erſtrebt, als Ueberhaupt jeden Verkauf der von ihm
riebenen Waren nach 7 Ahr abends zu unterbinden und
Publikum zu zwingen, ſeinen Bedarf vor der Ladenſchluß
reſtlos bei dem Einzelhändler zu decken. Der Einzel

)el will ein Verkaufsmonopol, auf das er nicht den ge

Jn einer Berechnung

We deutſchen Städte und das Steuervereinheitlichungsgeſet.

Bedenken und Abänderungswünſche.
Wie der „Demokratiſche Zeitungsdienſt“ erfährt be

ſtehen beim Deutſchen Städtetag trotz ſeiner grundſätzli
chen Zuſtimmung zu dem Plan der Steuervereinheitlichung
gegenüber dem Regierungsentwurf des Steuervereinheitli
chungsgeſetzes noch eine ganze Reihe Bedenken und Abän
derungswünſche. Es wird vor allen Dingen geltend ge
macht, daß der Entwurf über die Vereinheitlichung des
Steuerrechts durch ſeine Begrenzung des Rechts der Ge

des endgültigen Finanzausgleichs ſei. Nach dem neuen
Finanzausgleichsgeſetz beſtimmen die Länder kraft eige
nen Rechtes die Vorausſetzungen, von denen die Rechts
gültigkeit der Umlagebeſchlüſſe der Gemeinden im Einzel
falle abhängt. Die ſtrengen Genehmigungsvorſchriften des
Vorentwurfs ſind in Richtlinien für die Länder in Form
von Sollvorſchriften umgewandelt, von denen das Land
im Einzelfalle abweichen kann. Die enge Staffelung von
100:110:130 Steuereinheiten, für welche eine Genehmi
gung vorgeſehen war, iſt allerdings in eine breitere Staf
fel won 100:125: 145 Steuereinheiten auseinandergezogen.
Neu hinzugefügt iſt aber die Sollvorſchrift, daß die neuen
Amlageſätze der Gemeinden ſchon dann von der Landes
regierung zu genehmigen ſind, wenn der Voranſchlag, dem
der Beſchluß zugrunde liegt, das um 20 Prozent gekürzte
Aufkommen im Rechnungsjahr 1926 überſteigt. Der
Städtetag wird mit aller Energie auf die Beſeitigung die
ſer Beſtimmung unter dem Geſichtspunkt hinwirken, bei
den Steuerſätzen und Genehmigungsgrenzen der Real
ſteuern zu erwirken, daß das bisherige Aufkommen aus

ringſten Anſpruch hat.“ Das iſt wohl die Höhe der Beweis
führung, daß, wenn ein Stand gegen ein Monopol kämpft und
gleiches Recht für alle verlangt, er ſich gefallen laſſen muß,
daß nun die andere Seite ihm ſagt, er erſtrebe ein Monopol.

e

Lieber Freund! Haben Sie in diesem Jahre schon
ein Mitglied für die

Deutsohe Demokratfsehe Parts

gewonnen?

Andere Parteifreunde haben schon zwei oder drei
Mitglieder gewonnen. Ihre Werbung steht noch aus.
Wir hoffen zuversichtlich auf Ihre Mitarbeit. Halten Sie
sofort Umschau in Ihrem Bekanntenkreise und Sie
finden mehrere Gesinnungsfreunde, die Sie der Partei
zuführen können.

Dieſe Behauptung verdient, daß die Oeffentlichkeit ſie beachtet
und daß der Reichstag ſich mit der weiteren Behandlung der
Angelegenheit darüber klar iſt, welches „Verſtändnis“ für die
Notlage des Mittelſtandes bei der Reichsbahn beſteht, die üb
rigens auch ſo etwas wie ein Monopol haben ſoll und von der
erzählt wird, daß ſie ſich dabei ganz wohl befinde

Wirtſchaftliches
Verſtärkter Druckſachenverkehr.

Die neuen Beſtimmungen der Reichspoſt.

Jn Verbindung mit der Erhöhung der Poſtgebühren ſind
beſtimmte Aenderungen im Druckſachenverkehr getroffen wor
den, die deshalb von Bedeutung ſind, weil angeſichts der Por
toerhöhung in zahlreichen Geſchäftskreiſen das durchaus ver
ſtändliche Beſtreben erkennbar geworden iſt, den Briefverkehr
zu verringern und an ſeine Selle nach Möglichkeit den Druck
ſachenverkehr zu ſetzen.

Nach den Beſtimmungen der Reichspoſt kommt die Tren
nung der Druckſachen in Voll und Teildruckſachen in Wegfall.
Für beide Druckſachenarten gilt derſelbe Gebührenſatz. Die
jetzt nur für Teildruckſachen zugelaſſenen Aenderungen und Zu
ſätze ſind bei allen Druckſachen anwendbar.

Offen verſandte Druckſachen in Form einfacher Karten,
auch mit anhängender Antwortkarte, unterliegen einer ermä
ßigten Gebühr

Es iſt bei allen Druckſachen geſtattet, handſchriftlich, mit
der Schreibmaſchine, mit Stempel, im Durchdruck oder Paus
verfahren

1. eine innere mit der äußeren übereinſtimmende Aufſchrift
anzugeben, ſowie in gleicher Weiſe Abſendungstag, Fir
ma, Namen, Stand und Wohnort nebſt Wohnung des
Abſenders, ſeine Fernſprechnummer, die Telegramman
ſchrift und den Telegrammſchlüſſel ſowie ſein Poſtſcheck
und VBankkonto und ſonſtige geſchäftliche Merk- und Kenn
worte nachzutragen oder zu ändern;

2. offenſichtliche Druckfehler zu berichtigen;
3. Stellen des Druckes zu ſtreichen, Worte oder Teile des

den Realſteuern den Gemeinde unbedingt geſichert bleibt.
Jede Steuerſenkung, die nicht mit einer grundlegenden
Aenderung des Finanzausgleichs verbunden ſei, müſſe von
den Städten nach wie vor abgelehnt werden. Weiter
werde es Aufgabe der Städte ſein, die Rechte der Selbſt
werwaltung gegenüber den Plänen einer Beteiligung der
öffentlichrechtlichen berufsſtändigen Vertretungen an den
Aufgaben der Steuerverwaltung zu wahren Ferner wird
bemängelt, daß der Entwurf noch immer keine endgültige
Regelung der Gebäudeentſchuldungsſteuer bringt, die drin
gend notwendig iſt. Der nunmehr vorliegende Regie
rungsentwurf betont auch gegenüber dem Vorentwurſ
ſtärker die Realſteuer- und Finanzausgleichshoheit der
Länder gegenüber den Gemeinden. Der Gedanke einer
reſtloſen Uebertragung der Verwaltung der Realſteuern
und der Gebäudeentſchüldungsſteuer für das Reich iſt auf
gegeben worden. Vom Standpunkt der Städte aus iſt es
durchaus ungewiß, ob nicht Geſſer die Finanzausgleichs
hoheit ausſchließlich beim Reiche liegen würde.

Der Vorſtand und Finanzausſchuß des Städtetages
werden ſich noch im Laufe des September, vor dem Be
ginn der Ausſchußberatungen in den Parlamenten, mit
dem Steuervereinheitlichungsgeſetz befaſſen. Der Finanz
politiſche Ausſchuß des Reichswirtſchaftsrats berät das
Steuervereinheitlichungsgeſetz zum erſten Mal am 15. 9.
gleichzeitig mit dem Liquidations- und Gewaltſchäden
geſetz. Der Hauptausſchuß des Preußiſchen Landtags tritt
am 19. September zur Beratung zuſammen, während der
zuſtändige Ausſchuß des Reichsrates noch nicht einberufen
worden iſt.

Druckes durch Anſtriche hervorzuheben und zu unterſtrei
chen;

Ziffern an offen gelaſſenen Stellen des gedruckten Wort
lautes nachzutragen;

Ziffern zu ändern
ſonſtige Aenderungen im Wortlaut ſowie Nachtragungen
an beliebiger Stelle vorzunehmen. Dieſe Aenderungen
und Nachtragungen dürfen jedoch zuſammengezählt nicht
mehr als 5 Worte uſw. umfaſſen und müſſen in leicht
erkennbarem ſachlichen Zuſammenhang mit der gedruckten
Mitteilung ſtehen.

Durch die Aenderungen und Zuſätze dürfen keine
Mitteilungen in verabredeter Sprache entſtehen.

Es iſt ferner zuläſſig.
Bücher, Bilder und ſonſtige im Wege des Druckes herge
ſtellte literariſche und künſtleriſche Erzeugniſſe mit einer
einfachen Widmung zu verſehen, die Rechnung beizule
gen und dieſe mit Zuſätzen über den Jnhalt der Sendung
zu verſehen; die Zuſätze dürfen nicht die Eigenſchaft einer
beſonderen ſelbſtändigen Mitteilung haben;
bei Bücher und Sammelbeſtellzetteln für buchhändlert
ſche Werke, Bücher, Zeitungen, Zeitſchriften, Bilder und
Noten, die beſtellten oder angebotenen Werke zu be
zeichnen;

im Leihverkehr der ſtaatlichen, gemeindlichen und gemein
nützigen Büchereien untereinander und mit den Benüt
zern in den dabei zur Anwendung kommenden Vordrucken
die Bücher und ſonſtigen Werke zu bezeichnen und kurze,
den Leihverkehr betreffende Vermerke hinzuzufügen;
Berichtigungsbogen der Urſchrift (Manuſkript) beizufü
gen, in den Bogen Aenderungen und Zuſätze zu machen,
die die Berichtigung, die Form und den Druck betreffen,
und ſolche Zuſätze auch auf beſonderen Zetteln anzu
bringen;
bei Sufittungskarten der Jnvaliden- und Hinterbliebe
nenverſicherung die durch die Reichsverſicherungsordnung
zugelaſſenen Eintragungen vorzunehmen, die Beitrags
marken aufzukleben und die aufgeklebten Marken zu ent
werten;
bei Druckſachen, die von Berufsgenoſſenſchaften oder von
Verſicherungsanſtalten oder ihren Organen auf Grund
der Reichsverſicherungsordnung abgeſandt werden und
auf der Außenſeite mit dem Namen der Berufsgenoſſen
ſchaften oder der Verſicherungsanſtalt bezeichnet ſind,
Zahlen oder Namen einzutragen oder zu ändern.

Druckſachen in Briefform, die den Beſtimmungen nicht ent
ſprechen, werden, wenn ſie bis 500 Gramm wiegen, der Brief
gebühr unterworfen, wenn ſie über 500 Gramm wiegen,
nicht befördert. Druckſachen in Kartenform, die den Beſtim
mungen nicht genügen, unterliegen der Poſtkartengebühr, wenn
ſie den Beſtimmungen für Poſtkarten entſprechen.

Auslobung von Velohnungen.
Der preußiſche Jnnenminiſter hat den nachſtehende

Erlaß herausgegeben:
Die von den Regierungspräſidenten oder den Ge

richtsbehörden für die Aufklärung won Verbrechen aus
geſetzten Belohnungen ſind nur für die Mitarbeit vom
Perſonen aus der Bevölkerung beſtimmt. Beamte, zu
deren Berufspflichten die Verfolgung won Verbrechen ge
hört, ſind daher bei der Verteilung ausgelobter Beloh
nungen nicht zu berückſichtigen. Zur Vermeidung von
Zweifeln iſt hierauf bei jeder öffentlichen Auslobung
einer Belohnung beſonders hinzuweiſen

Haben Beamte bei der Aufklärung eines Verbrechens
eine über die Erfüllung der geforderten Berufspflichten
hinausgehende außerordentliche Tätigkeit entfaltet und
ſich außergewöhnlichen Anſtrengungen unterzogen, ſo
kann ihnen nach Anhörung der zuſtändigen Gerichts
behörde auf Antrag von mir eine beſondere Belohnung
bewilligt werden.



Parteinachrichten
Deutſcher und Preußiſcher Städtetag in Magdeburg

22. bis 24. September 1927.
Die demokratiſchen Vertreter des Städtetages werden

freundlichſt gebeten, ihre Teilnahme der Parteigeſchäfts
ſtelle in Magdeburg, Breiter Weg 139 140 mitzuteilen

Berufung.
Unſer Landtagsabgeordneter, Oberſtudiendirektor Dr.

Bolhmer, iſt in den politiſchen Ueberwachungsausſchuß
der deutſchen Welle berufen. Die Berufung erfolgte durch
den Reichsinnenminiſter von Keudell auf Vorſchlag des
Landes Preußen.

Handelsminiſter Schreiber in Schleſien.
Jm Laufe des Monats September wird der preußi

ſche Handelsminiſter Schrei ber zu Jnformationszwecken
eine Reiſe nach Nieder und Oberſchleſten unternehmen.

Tagung des demokratiſchen Kulturausſchuſſes.
Der demokratiſche Kulturausſchuß plante für den 24.

und 25, September eine Tagung in Berlin, die ſich mit dem
Reichsſchulgeſetzentwurf befaſſen ſollte. Dieſer Termin war
angeſetzt, weil damit gerechnet wurde, daß der Reichstag
am 26. September zuſammentreten würde, um das Reichs
ſchulgeſetz zu beraten. Da aber nunmehr mit einer Ver
legung des Reichstagsbeginns auf Anfang Oktober zu
wechnen iſt, ſo wird der Termin für die Tagung des demo-
kratiſchen Kulturausſchuſſes neu feſtgeſetzt werden.

Dr. Auguſt Gottſchalk
Jm Alter von 59 Jahren iſt in Köln der Regierungs

und Schulrat Dr. Auguſt Gottſſchalk geſtorben, der 17
Jahre lang als Seminardirektor in Gummersbach gewirkt
hat. Am Dr. Gottſchalk trauern eine große Anzahl von
Freunden aus den oberbergiſchen Landen, vor allem ſeine
Freunde in den Kreiſen der Demokratiſchen Partei, der
er ſeine ganze politiſche Arbeit widmete. Gottſchalk wurde
im Jahre 1921 vom Wahlkreis Köln- Aachen in den Preu
ßiſchen Landtag geſchickt und hat ſich dort ſofort eine ge
achtete Stellung zu verſchaffen gewußt Mit ihm ſcheidet
aus den demokratiſchen Reihen des oberbergiſchen Landes
ein Mann aus, der nur ſchwer zu exſetzen ſein wird.

Der Vorſtand der Deutſchen Demokratiſchen Partei
ſandte an die Gattin des verſtorbenen Landtagsabgeord-

neten nachſtehendes Telegramm: „Die Trauerkunde von
dem Hinſcheiden Jhres Gatten bedeutet für uns den Ver
luſt eines um die Förderung des demokratiſchen Gedan
kens verdienten Mitarbeiters, deſſen Menſchlichkeit wir
hoch ſchätzen. Wir werden das Andenken in Ehren halten.
An ſeinem Grabe ſtehen wir erſchüttert

Freiligraths Sohn 80 Jahre.
Wie verlautet, begeht der Sohn Freiligraths in den

nächſten Tagen das Feſt ſeines 80. Geburtstagen. Aus
dieſem Anlaß hat ihm die demokratiſche Reichstagsfrak
tion die herzlichſten Glückwünſche ausgeſprochen und dabei
der Hoſſnung Ausdruck gegeben, daß ihm als einen treuen
und überzeugten Republikaner noch viele geſunde Lebens
jahre beſchieden ſein möchten

Die Erſtarkung der jung demokratiſchen Bewegung
Jn Dresden fand am 4. September unter der Leitung

des Vorſitzenden Eiſchle r der jungdemokratiſchen Jugend
gruppe Dresden eine von ſämtlichen jung demokratiſchen
Ortsgruppen des Freiſtaggtes Sachſen zahlreich beſuchte
Verſammlung ſtatt. Vom Reichsbund der demokratiſchen
Jugend war deſſen Vorſtandsmitglied Reiſchelt, vom
Vorſtand der Geſamtpartei Reichsminiſter a. D. Kü l z zu
gegen, die beide einleitende Referate hielten. Die ſehr
eingehende Ausſprache war ein einziges ſtarkes Bekennt
mis zur jung demokratiſchen Sache und die Bekundung des
feſten Willens, ſich gerade jetzt, mehr noch als bisher, in
den Dienſt der demokratiſchen Jdee zu ſtellen. Das Er
gebnis der Verhandlungen würde in der won Dr. Külz
worgeſchlagenen, einmütig angenommenen Entſchließung
guſammengefaßt: Die jung demokratiſchen Ortsgruppen
Sachſens erneuern im Rahmen des Reichsbundes den Zu
ſammenſchluß zu dem Landesverband Sachſen der Deut

EEEDemokraten!
Die Partei kann nur erfolgreich arbeiten, wenn Jhr

ſie finanziell unterſtüßt.
Zahlt daher pünktlich die Parteibeiträge. Einzel-

mitglieder, überweißt die rückſtändigen Beiträge, laßt Euch
nicht mahnen. Jeder Mahnbrief koſtet 15 Pfg.

Vor allem bitten wir die Einzelmitglieder in der Provinz
um Einzahlung der fälligen und rückſtändigen Beiträge.
Mindeſtbeitrag vierteljährlich 1 Mk.
ICDDODDDDDDoDdddddddddddddddddddddddccdddddvdu

ſchen Demokratiſchen Jugend. Die demokratiſche Jugend
Sachſens iſt erfüllt von der Größe und Not wendigkeit der
demokratiſchen Jdee, ſie wird mit warmem Herzen und
mit unbeirrbarem Willen ſich in den Dienſt der demokra
tiſchen Welt und Stagtsauffaſſung ſtellen, weil ſie hierin
den beſten Dienſt an Volk und Vaterland erkennt.

Die geiſtigen Grundlagen der Demolratie.
Herbſtſchule in Hildesheim.

Jn der Zeit vom 28. September bis zum 1. Oktober 1927
findet in Hildesheim eine Herbſtſchule ſtatt, die die geiſtigen
Grundlagen der Demokratie behandelt. Geleitet wird die
Schule von dem Marburger Theologen Profeſſor Martin Rad e
und dem Hannoverſchen Hochſchullehrer, Prof. Dr. Stümpfke.

Den einleitenden Vortrag wird Profeſſor Rade halten,
während Frau Miniſterialrat Dr. Gertrud Bäumer über
„Humanismus und Jdealismus als Träger der Demokratie des
neunzehnten Jahrhundert ſprechen wird, und Herr Dr. Rau-
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Reden und Programme. Unſer Bauprogramm in den nächſten Jahren.
Unzeitgemäße Reſervatrechte der Vororte. Aufſchließung von Cracau.

Magdeburg, 9. September.
Die erſte Sitzung der Stadtväter nach den Ferien wurde

mit einigen ſchönen Reden eingeleitet, zu der die Einführung
der neuen Mitglieder des Magiſtrats, des Stadtbaurats Gö
de ritz und des Stadtrats Dr. Heuer, des Nachfolgers des
Stadtrats Dr. Fresdorf, Anlaß gaben. Programmreden ſollten
es nicht werden, wie die Herren Redner von vornherein ver
ſicherten, aber nichtsdeſtoweniger wurden es doch ſolche. Das
ſſchadete ſchließlich auch nichts, denn wenn neue Männer in
die Stadtverwaltung eintreten, dann beſteht in der Oeffent
lichkeit doch einiges Jntereſſe für ihre Einſtellung zu den Fra
gen, die ſie in ihrem Amte zu löſen haben werden. Stadtrat
Dr. Heer verwies auf ſeine bisherige Tätigkeit in anderen
Kommunälverbänden, in Altong, wo er mit Eingemeindungs
fragen beſchäftigt war, und in Weſtfalen, wo er mit der Be
treuung der Arbeitsloſen beauftragt war.

Stadtbäurat Göderitz, der von der Stadtverordneten
verſammlung mit der Leitung des ſeit drei Jahren verwaiſten
Hochbauamts beauftragt worden war, legte in einer ſehr ge
ſchickt aufgebauten Rede ſeine Auffaſſung von den Aufgaben
des Stadtbaurats für den Hochbau dar. Wie kaum auf einem
anderen Gebiet ſtehen ſich gerade in ſtädtebaulichen Dingen die
Anſichten in den ſtädtiſchen Körperſchaften ſchroff gegenüber.
Es iſt durchaus kein Geheimnis, daß die Löſung des Problems
der Schaffung von Kleinwohnungen, wie ſie bei den Siedlungs
bauten an der Encke- und Gr. Diesdorferſtraße erfolgt iſt, nicht
den ungeteilten Beifall der Stadtverordnetenverſammlung ge
funden hat. Das iſt aber ſchließlich durchaus begreiflich. Es
wird uns ſchwer, die gewohnten alten Wege zu verlaſſen, nicht
nur in den Fragen des Wohnungsbaues, wo uns die Not der
Zeit gezwungen hat, auf jeden Luxus zu verzichten und die
nüchterne Zweckmäßigkeit allein walten zu laſſen. Jede Zeit
periode hat bisher der Nachwelt Kunde gegeben von dem Geiſt,
der ſie beherrſchte durch die Bauten, die auf uns überkommen
ſind. Die ganze Geſchichte unſerer Stadt ſpiegelt ſich in ihren
Bauten wieder. Es iſt nicht viel Erhebendes, was uns das
werfloſſene Jahrhundert auf dieſem Gebiete hinterlaſſen hat.
Zu viel iſt darunter, was uns an das Unwahre, nur auf den
äußeren Schein Abgeſtimmte im öffentlichen und auch im geſell
ſchaftlichen Leben der Vorkriegszeit erinnert Mag auch die
Nachkriegszeit nicht immer etwas gebracht haben, was uns reſt
los zufriedenſtellte, ſo iſt doch aus dem Ringen der heutigen
Baukunſt nach neuen Ausdrucksformen das ehrliche Streben er
kennbar, auf unechte Effekte zu verzichten und ihre Werke nicht
mehr ſcheinen zu laſſen als was ihre Zweckbeſtimmung iſt. Das
iſt das Weſen der neuen Baugeſinnung, in deren Geiſt viele
unſerer Zeitgenoſſen noch nicht eingedrungen ſind und die darum
auch dem Schaffen unſeres Hochbauamts ohne Verſtändnis
gegenüberſtehen.

Stadtbaurat Göderitz bekannte ſich rückhaltlos zu dem
fortſchrittlichen Streben des neuen Bauwäillens, betonte, daß
im Siedlungsbau kein Stillſtand eintreten dürfe und wies
gleichzeitig auf das Programm hin, das die Stadt zur Befrie
digung ihres eigenen Bedürfniſſes in nächſter Zeit werde ver
wirklichen müſſen. Neue Schulen, ein Krankenhaus, ein
Schwimmbad und ſchließlich das neue Rathaus werden ge
ſchaffen werden müſſen.

Das war nur ein kleiner Abriß von dem, was uns die
nächſte Zukunft bringen wird. Jn weiterer Ferne ſteht die Voll
endung des Sternbrückenzuges uber die Taube und Alte Elbe,
damit endlich das brachliegende Siedlungsgelände im Oſten
der Stadt erſchloſſen werden kann. Jn derſelben Sitzung, in
der die Einführung des neuen Stadtbaurats in ſein Amt er
folgte, verabſchiedete auch die Stadtverordnetenverſammlung
den abgeänderten Bebauungsplan für Cracau. Das geſchah,
vhne

ecker, ſozialpolitiſcher Referent bei der Reichszentrale für
Heimatdienſt, das Thema Demokratie und die modernen
Probleme der Sozialwirtſchaft“ behandelt. r

Die Herbſtſchule wird außerdem den Teilnehmern Ge
legenheit geben, die kulturellen Werte, die die Stadt Hildes-
heim vermittelt, kennen zu lernen. Näheres über die Herbſt
ſchulen teilt mit: Richard Glöckler, Hildesheim, Orleansſtr. 37.

Bezirk Magdeburg.
Veranſtaltungen

der

Deutſchen Demokratiſchen Partet,
Ortsgruppe Magdeburg.

Geſchäftsführender Ausſchuß Die nächſte Sitzung fin
det am Montag, den 19. September, abends 728 Ahr in den
„Altſtädter Bürgerſälen“ ſtatt.

Stammtiſch für die Mitglieder der D. D. P. Dienstag
den 13. September, abends 8 Uhr, Hotel „Weißer Bär“,
Weinfaßſtraße 6. Starke Beteiligung erwünſcht.

„HermannBroderStiftung“.
Aus Anlaß des 25jährigen Beſtehens der Firma Waren

haus Gebr. Baraſch in Magdeburg hat der Jnhaber,
Herr Kaufmann Hermann Broder an Oberbürgermeiſter
Beims eine Summe von 10 000 Mark überwieſen mit der Be
ſtimmung, darüber nach freiem Ermeſſen zu verfügen. Ober
bürgermeiſter BVeims hat in ſolgedeſſen beſtimmt, daß aus der
Summe eine

„Hermann-Broder- Stiftung
zu bilden iſt, die beim Städtiſchen Wohlfahrtsamt beſonders
verwaltet werden ſoll. Daraus ſollen ſolche Magdeburger
Kinder und Mütter in Notfällen unterſtützt werden, deren Er
nährer keine oder eine nicht ausreichende Verſorgung für ſeine
Familienangehörigen hinterlaſſen hat. Auch uneheliche Kinder

e

und un verheiratete Mütter, welche in große Not geraten ſind,

viel Aufhebens von der Sache zu machen, obwohl dieſer Beamtenſchaſt in den mittleren Beſoldungsgruppen zu ſteuern

Beſchluß für die oſtelbiſchen Vororte einen bedeutungsvolle
neuen Abſchnitt in ihrer Geſchichte ankündete. Durch die Feſt
ſetzung der neuen Baufluchtlinien für den Teil von Cracau, de
als Siedlungsgelände für die nächſten Jahre in Frage komm
iſt endlich für die Straßenbahn die Zeit des Abwartens vorbe
und ſie kann an die Erfüllung des bei der Eingemeindung vo
Cracau gegebenen Verſprechens gehen und den Oſtelbiern de
ſo lange erſehnten Anſchluß an das Straßenbahnnetz geber
Auch hier weiſt die Zukunft weite Ziele. Wir müſſen leide
damit rechnen, daß durch die Vollendung des Sternbrückenzuge
der Stadtpark, der in ſeinem ſchönſten Teile durch einen breite
Straßenzug durchſchnitten werden wird, viel von ſeiner idyl
liſchen Ruhe und Schönheit verlieren wird.
kerung Erſatz zu ſchaffen, wird es notwendig ſein, die Kreuf
horſt dadurch näher zu bringen, daß die Straßenbahn übe
Eracau und Preſter hinausgeführt wird. Das ſind keine Pläne
die noch in weiter Ferne liegen, ſondern ſchon nach Vollendun
des Mittellandkanals ſpruchreif werden dürften. Jn ſtädte
baulicher Hinſicht wird alſo der neue Staädtrat ein Arbeitsfel
ſinden, deſſen Bearbeitüng die Kräfte eines ganzen Mannes
Anſpruch nehmen werden.

Ueber Reſervatrechte beſonderer Art einzelner Vorort
unterhielt ſich die Stadtverordnetenverſammlung aus Anla
der jüngſten Brände in Fermersleben. Menſchenleben ware
hier in Gefahr geraten, als in zwei Wohnhäuſern Feuer aus
brach. Dabei erfuhr man, daß die ſtädtiſche Berufsfeuerweh
mur auf beſondere Anforderung der Vororte in Südoſt be
Feuersgefahr eingreifen darf. Die freiwilligen Feuerwehre
von Fermersleben, Salbke und Weſterhüſen haben ſich de
Feuerſchutßz in ihren Bezirken vorbehalten. Die Erfahrunge
bei dieſen Bränden haben aber gezeigt, daß dieſer Feuerſchu
doch nicht ausreicht, um die Bewohner wirklich zu ſchützen Ein
freiwillige Feuerwehr wird nie die Schlagfertigkeit einer Be
vrufsfeuerwehr erreichen, deren Mannſchaften in ſteter Alarm
bereitſchaft liegen, während die Mitglieder der freiwillige
Feuerwehr doch durchweg einem Beruf oder Gewerbe nach
gehen, ſo daß bei einem Alarm immer geraume Zeit vergehe
wird, ehe ſie auf der Brandſtelle in Aktion treten können. Vie
koſtbare Zeit geht dadurch verloren und ein Feuer, das be
ſofortigem Eingreifen mit leichter Mühe auf ſeinen Herd be
ſchränkt werden kann, kann ſich dadurch zu einem folgenſchweret
Brandunglück auswachſen. Dieſe Zuſtände ſind auf die Daue
nicht mehr haltbar und bei aller Würdigung der Verdienſte
die ſich die freiwilligen Feuerwehren bisher durch ihre uneigen
nützige Tätigkeit erworben haben, wird ſich die Stadtverord
netenverſammlung doch entſchließen müſſen, um die Einwohne
vor Feuersnot zu bewahren, die Reſervatrechte der Vororte
dieſer Hinſicht zu beſchneiden und Südoſt dem Schutz der ſt
tiſchen Berufsfeuerwehr zu unterſtellen.

e e

Die Reichsregierung hat ſich entſchloſſen den Angehörige
der Beſoldungsgruppen 3 und 4 eine Notſtandsbeihilfe zu ge
währen. Die Länderregierungen tun das gleiche und auch de
Magdeburger Magiſtrat will ſich dem Vorgehen anſchließen. Be
der Beratung dieſes Antrages des Magiſtrats wies der Spreche
der demokratiſchen Fraktion, Stadty. Roßberg, darauf hin
daß auch die Angehörigen der höheren Beſoldungsgruppen tro
ihrer beſſeren Bezüge ſich ebenfalls in ſehr bedrängter Lag
befinden und bat den Magiſtrat, nach Möglichkeit ſeine Unter
ſtützungsaktion auch auf dieſe Gruppe auszudehnen.

Die Stadtverordnetenverſammlung beſchloß, die Anvregun
Roßbergs beim Magiſtrat zu befürworten, ſo daß zu hoffen iſt
daß der Magiſtrat Wege finden wird, um auch der Not de

können aus der Stiftung Zuwendungen erhalten. Das Wohl
fahrtsamt hat die Prüfung der Anträge durchzuführen. Eit
Ausſchuß entſcheidet über die Zuwendung.

Es iſt bekannt, daß Herr Brio der ſeit Jahren und be
ſonders in der Nachkriegszeit ein warmes Jntereſſe für di
Magdeburger Notleidenden bewieſen hat. Mit der neuen Zu
wendung hat er ſeinen Ruf als ſozialdenkender Kaufman
aufs neue befeſtigt und zugleich ein großes Verſtändnis fü
großſtädtiſche Angelegenheiten bewieſen. Während in der Vor
kriegszeit die private Wohlfahrtspflege nicht ſelten größer
Zuwendungen für Notleidende aufbrachte, iſt das in der Nach
kriegszeit zu einer großen Seltenheit geworden. Umſo meh
verdient die Zuwendung des Hern Broder und das in den
Begleitſchreiben dem Oberbürgermeiſter ausgeſprochene Ver
trauen der Hervorhebung.

Jubiläum der Firma Gebr. Baraſch.
Herr Broder, der Jnhaber der Firma, veranſtaltet

aus Anlaß des 25jährigen Beſtehens der Firma Gebr
Baraſch eine Feier, die einen guten Verlauf nahm. Ver
treter der Angeſtellten und Lieferanten hielten Anſpra
chen, wobei beſonders Hermann Broder als ſozial empfin
dender und gerechter Vorgeſetzter ſowie als weitblickende
Kaufmann geſeiert würde. Herr Broder dankte in beweg
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ten Worten Die Angeſtellten Margarete Otto, Helen
Sieſbeck, Gertrud Reinhardt, Jda Hillberg
Antonie Nebel und Edith Treum u th wurden fil
ihre 25jährige Tätigkeit beſonders ausgezeichnet. i
Feier für ſämtliche Angeſtellte des Hauſes fand am Sonn
tag im Kriſtallpalaſt ſtatt.
der Angeſtellten und Lieferanten Gelegenheit, um in be
reden Worten die Firma zu feiern.

Aſchersleben. Mittwoch, den 21. September, abend
8 Ahr, Bahnhofsſhotel, öffentliche Verſamm
lüng. Redner: Landtagsabgeordneter Dr. Bohner-

Aſcherslehen. Rendant der Ortskrankentaſſ
Koleck, der 15 000 Mark veruntreute, iſt zu 124 Jahre

Der

Auch hier nahmen Vertreter



gnis verurteilt worden. Dadurch, daß der Verur
Mitghied der Sozial demokratiſchen Partei und un
Aer Stadtrat war, verſucht eine gewiſſe Preſſe die
hrgang gegenüber der Soßialdemokratiſchen Partei

kent
ahren,

Keau. er Deutſchen Demokratiſchen Partei auszünutzen.
dent nan die Deutſche Demokratiſche Partei mit dieſen

Weh reuungen in Zuſammenhang bringt, iſt eine bös
c. nd abſicheltche Mache. Wenn wir jeden Fall, den
du ca h nationale Beamte ſich zu Schulden kommen laſſen
e kön hen wollten, ſo müßten wir in jeder Nummer einige
an n dazu verwenden. Lumpen gibt es in allen Krei
ehe h arm oder reich, auch bei den angeblich ſo vornehm
el atteten Deutſchnationalen.
niſſen e n alberſtadt. Freitag den 23. September abends 80

n Saale der Ha rm on ie. Redner Landtagsabge
er Dr. Bohner.

tnbrücen

einen breit

m ſeiner alberſtadt. Am Freitag, dem 2 ds. Mts. veranſtal
m der V ie hieſige Ortsgruppe der Deutſchen Demokratiſchen
m die un wieder einen Vortragsabend, an dem nach Be
benbahn n ng durch den Vorſitzenden, Lehrer Tröhbſt, der Land
keine I geordnete Medizinalrat Dr. Mathia s Bernburg
h Volleh oas Thema „Die Gefahren der jetzigen politiſchen

W ſan ſprach. Jn feſſelnder Weiſe behandelte der Redner
in Arbeit ſt die aüßenpolitiſche Lage, die durchaus nicht roſig
n Man nnen ſei und die Streſemann in Genf eine wenig

ehe Lage vorfinden laſſe. Es ſei tief bedauerlich,
s was im Intereſſe der Völkerverſtändigung in
liger Arbeit von der Demokratie aufgebaut worden
ich das Verhalten der Rechtsparteien und der ſog.
ändiſchen Verbände wieder zerſtört werde. Vorteil
ieſem Verhalten hätten nur die franzöſiſchen Natio
n. Alle auf den Völkerbund geſetten Hoffnungen
n ſolange enttäuſchen, als eine Rechtsregierung am
ſei, da man dieſer im Auslande kein Vertrauen
nbringen könne. Wahnſinnig ſei es, einem neuen
das Wort zu reden. Jeder Vernünftige wiſſe, daß
er Krieg den Antergang des Abendlandes bedeuten
Der nächſte Krieg werde ein chemiſcher Krieg ſein,
in alle Völkerrechtsbeſtimmungen ausgeſchaltet wür
nd in dem der Obſiegende nur noch ein Trümmer
Lichenfeld vorfinden werde. Die ſteigende Kultur
Volkes ſei der Fels, an dem alle das Volkswohl

ewerbe u ſenden Beſtrebungen zerſchellen müßten Redner
Jeik vergh hann auf den Reichsſchulgeſetzentwurf eingehend ein
können d ibte herbe, aber gerechte Kritik an dieſer Vorlage,
et des n die, wenn ſie Geſetz werden ſolle, die Stagtsautori
n Hd etgraben werden müßte. Aber das Volk werde
lgenſhrenſ u der Ueberzeugung kommen, daß es ſo, wie bisher,
f die du weitergehen könne und die Volksſeele werde bei den
e Vehi n Wahlen die Parteien hinwegfegen, die gegen das
hte uneh eſe des Volkes handeln. Jn ſeinen weiteren Aus
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Sladtter igen beſprach Redner die Wege, die auf wirtſchaftli
Eino et gegangen werden müſſen, um die ſchroffen Ge

Vor wiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu
h ſken. Der Vortragende ſchloß ſeine intereſſanten

dem großen uns aufgezwungenen Kampfe zwiſchen
tagt und Unterkanenſtaat nicht zu erlahmen Und die
des Volksſtaates in immer weitere Kreiſe zu tragen.
erſammlung zollte dem Redner reichen Beiſall. Dem
äge ſchloß ſich, wie üblich eine Ausſprache an, an der
Herren Studiendirektor Schinke, Paſtor Knopf,
tann Wollenberg und Geſchäftführer Vi tz be
en.
alberſtadt. Tagung der politi ſich en Ge
ſtter. Die Alldeutſchen tun ſo, als ob ſie noch lebten
folgedeſſen haben ſie in Halberſtadt noch eine Ta
der politiſchen Geſpenſter und Dunkelmänner ver
tet. Es waren alle diefenigen erſchtenen, deren
che Vorausſagen ſich unzählige Male als falſch er
haben und deren Verſuche in das politiſche Räder
Anzugreifen, nur den Erfolg gehabt hatten, daß das
je Volk ſchweren Schaden erlitt. Wo ſich ſolche Leute
ameln, die ſich Politiker nennen, da konnte natürlich
uſtizrat C laß nicht fehlen. Wie iſt es eigentlich mit
Interſuchungsverſfahren, das man gegen ihn eingelei
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tet d Es ſcheint ſo, als ob dieſe Anterſuchung bis in
eſe ſu wigkeit fortgeſetzt wird. Wo Herr Elaß, der ver
e neuen e Diktaor, weilt, da kann natürlich auch der Ober

Kaufunſrat Dr. Bang nicht fehlen, der freilich in den
ſtände gen vorſichtig genug war und beſonderen Wert
in der fleste, daß ſein Name „Zunächſt noch nicht genannt
ten Dann war da weiter Fürſt zu Salm- Horſt
in de r einen erbitterten Kampf darum kämpft, daß
Unſo n r Preußiſche Staat auch in Zukunft ſeine Renten
des in ahlt, die aus der Zeit der Jüdenbedrückung und

echt der erſten Nacht herrührenrothen Schließlich warRechtsanwalt Dr. Mülle re Plauen anweſend, der
en Namen durch ſeinen Verleumdungsfeldzug gegen
mann gemacht hat. Der Vorſitzende der Vereinigten
ändiſchen Verbände Deutſchlands, Graf von der Goltz
da er ſelbſt aus Rechtskreiſen eine Fülle von Körben

n hat, ſich den Alldeutſchen als Kampfgenoſſe an
ahnen n und ein entſprechendes Telegramm nach Halber

geſandt. Dann hat man viel geredet und das völ
Kaiſertum als alldeutſches Ziel bezeichnet, jg, es

tn bvogar eine Entſchließung gefaßt, nach der die Auf-
der Kommuniſtiſchen Partei und die Unterdrückung

Preſſe verlangt wurde. Etwas Beſſeres könnten
Kommuniſten in ihrem Auflöſungsprozeß überhaupt
wünſchen Wenn man Kommuniſten züchten wollte,

e ichte man nichts anderes zu tun, als der Parole
an deutſchen Verbandes zu folgen der damit wieder

n glänzenden Beweis ſeiner politiſchen Verſtändnis
t gegeben hat. Viele große und heftige Worte
n noch auf dieſer Tagung geredet. Der Fläggen

Geßlers wurde als ſtagtsgefährlicher Einbruch in den
reich der Reichswehr bezeichnet. Der deutſchnatio
Abgeordnete Got erklärte, daß nur ein monarchiſches
l hländ in Rußland Ordnung ſchaffen könne. All

Draden kommt natürlich nicht die geringſte Be
jng zu und ſie ſeien nur verzeichnet um kundzutun,

ngen mit einem warmen Appell an die Anweſen

was für eine Sorte von Politibern“ es immer noch in
Deutſchland gibt

Salzwedel. Schändung der EbertEiche. Nachdem im
Vorjahr die junge Ebert-Eiche abgebrochen wurde, hatte
der Magiſtrat eine neue EberkEiche gepflangt, die nun
wieder von verhetzten nationaliſtiſchen Elementen abge
brochen worden iſt. Die Polizei hat einen Aufruf erlaſſen
und um Angaben zur Entdeckung der Täter gebeten. Sie
hat eine entſprechende Belohnung für die Namhaftma
chung der Täter ausgeſetzt. Hoffentlich gelingt es, dieſe
traurigen Elemente zu faſſen und dem Strafrichter zu
überantworten

Stendal. Kronprinz Wilhelm läßt Euch
grüßen!“ Kinder des erſten Schuljahres befinden ſich
auf einem Lehrſpagiergang auf den alten Wällen der
Stadt. Die Kleinen freuen ſich im Sonnenſchein und trip
peln buſtig plaudernd wieder der Schule zu. Beim Ueber
queren einer Straße entſteht eine kurze Wanderpauſe.
Eine etwas ältliche Dame halb in blauer Schweſterntracht
halb anders gekleidet, dem Lehrer aber völlig fremd, tritt
in dieſem Augenblick an den jungen, amtsfreudigen Führer
der munteren Schar heran „Ach, wollen Sie mich, bitte,
Jhren Kleinen mal vorſtellen?“ Darauf der Lehrer: „Mit
wem habe ich die Ehre? Jch wüßte nicht, was mich dazu
weranlaſſen ſollte. Sie: „Wiſſen Sie nicht, was für ein
bedeutender Tag heute iſtze Der Lehrer, noch immer
nicht mit der Perſon und dem Namen der Fragenden be
kannt Ach ſo, Sie meinen den Sedantag. Ja, aber welche
Beziehungen tun ſich da zwiſchen Jhnen und meinen Kin
dern auf?“ Sie macht kehrt, ſtreichelt einigen der kleinen
Mädchen beim Gehen das blonde Haar, indem ſie mit faſt
landesmütterlicher Geneigtheit ſpricht: „Kronprinz Wil
helm läßt Euch grüßen Hätte man es nicht mit eigenen
Ohren gehört, könnte man glauben, es ſei eine Fabel

Barby. Die hieſige Ortsgruppe der Deutſchen Demo
kratiſchen Partei hielt auf Einladung ihres rührigen Vor
ſihenden, des Herrn Juſtigoberſekretärs Schul ß, nach
längerer Pauſe ihre erſte diesjährige Mitgliederverſamm
lung im Kuhirttſchen Lokale zum grünen Anker ab. Die
recht zahlreich erſchtenenen Mitglieder wurden vom Vor
ſitzenden mit freudigen Worten begrüßt. Letzterer führte
dann weiter aus, wie notwendig es für die Partei ſet an
die diesmalige Parteiarbeit rechtzeitig heranzugehen, da
wichtige Aufgaben unſerer warteten. Es handle ſich mehr
denn je um das Lebensintereſſe der Partei und deshalb ſei
es nötig, die Verbindung zwiſchen Parteileitung und Mit
gliedern in dieſem Jahr überall möglichſt früh herzuſtellen
und den demokratiſchen Sinn in der Bevölkerung zu wer
ken und zu fördern. Nicht dürfe man ſich damit begnü-
gen, nür in der Zeit der eigentlichen Wahlagitation durch
politiſche Kampfreden zu werben. Nicht weniger als letz
tere bedeute das eigentliche Wirken von Perſon zu Perſon
und der dadurch zu erreichende Zuſammenſchluß politiſch
gleicheingeſtellter Kreiſe der Bevölkerung auch fürs Leben
Die Mitglieder folgten dieſen Ausführungen mit regem
Jntereſſe und bekundeten dem Vorſitzenden lebhaft ihre
Zuſtimmung. Sodann wurde in die Tagesordnung einge
treten. Es wurde zunächſt anſtelle des vor einiger Zeit
von hier verſetzten bisherigen Schriſftführers und Kaſf
ſierers, dem der Vorſitzende für die rege Amtstätigkeit den
Dank der Partei zollte, der Angeſtellte Bruno Le h mann
für Dieſes Amt gewählt. Ferner wurde der Beitrag der
Mitglieder gemäß dem Vorſchlage des Vorſitzenden feſtge
ſetzt. Jn Anſchluß an ſeine eingangs erwähnten Ausfüh

rungen regte der Vorſitzende die Bildung eines Demokra
tiſchen Stammtiſches an, um auch dadurch nach außen hin
die politiſche Zuſammenarbeit zu betonen Die Verſam
melten ſtimmten dieſem Vorſchlage einmütig zu. Es wur
de beſchloſſen, dieſen Stammtiſch an jedem e rſten Mon-
tag im Monat tagen zu laſſen. Der Vorſitzende teilte
noch mit, daß von einem Parteifreunde ein Tiſchbanner
in den ſchwarzrotgoldenen Farben für den Stammtiſch
geſtiftet werden ſolle, wovon die Mitglieder freudig
Kenntnis nahmen. Nach Beantwortung verſchiedener An
fragen aus politiſchem und wirtſchaftlichem Gebiet ſchloß
der Vorſitzende dann die Verſammlung mit der Bitte
überall und bei jeder Gelegenheit für das demokratiſche
Parteiintereſſe einzutreten und vor allem in der Werbe
tätigkeit nicht zu erlahmen. Nach Schluß der Verſamm-
lung blieben die Erſchienenen im geſelligen Kreiſe noch
einige fröhliche Stunden beiſammen. Daß aber echt deut
ſches, demokratiſche Geiſtesleben noch nicht erſtorben iſt,
ſondern, ſich kräftig weiter entwickelt dafür legte dieſer
Abend lebendiges Zeugnis ab.

Zerbſt. Kreisparteitag der D. D. P. Der
Kreisverein Zerbſt der Deutſchen Demokratiſchen Partei
hielt am Sonnabend, den 3. September in Zerbſt Dnen
gut heſuchten Kreisparteitag ab. Der Vorſitzende, Mittel
ſchullehrer Eckſtie in, berichtete über die Durchführung
der Beſchlüſſe des letzten Kreisparteitages. Bezüglich des
Wegebaues hat die Kreisdirektion zügeſagt, im nächſt

m eDie Bezugsgebüh ren für das
3. Quartal

ſind fällig. Gemäß unſerer Ankündigung erheben wir die
rückſtändigen Bezugsgebühren durch Poſtnachnahmen zu

züglich Speſen.

Wer hat bezahlt
Eingegangene Gelder A. Sch. Magdeburg 4 K.

KElsnigk. 483 K. H e Freckleben 408 D. H. Birkholz
395 W. MeSchemen 165 C. CeAſchersleben 8 K. K
Minsleben 465 S Be Zeddenick 6 85 D. P. Magdeburg
550 De Boruſtedt 6 83 G. Be Laatzke 7.13 Sch. Sch
Rieder 585 W. O Schwanebeck 76 S Be Gardelegen
7.13 E. BFienrode 4.88 M D. KeRoßdorf 7.63

waltet er noch heute.

jährigen Bauabſchnitt die Wünſche der Demokratiſchen
Partei hinſichtlich der Wegeverbeſſerung eingehend zu be
vückſtchtigen. Ferner hat die Kreisdirektion die Erſüllung
des Wünſches der Demokratiſchen Partei mitgeteilt, wo
nach bei Vergebung von Arbeiten das kreiseingeſeſſene
Handwerk in erſter Linie berückſichtigt werden ſoll. Die
Hallptverhandlungen des Kreisparteitages hatten die
kommenden Kreistagswahlen zum Gegenſtand Hierbei
beſchloß der Kreisparteitag, daß die Demokratiſche Partei
wie immer eine eigene Liſte auſſtellen wird. Für die
Stadtverordneten wahlen einpfiehlt der Kreisparteitag
den Orksgruppen des Kreiſes, die Frage, ob eigene Liſte
oder Zuſammengehen mit anderen Gruppen nach den ört
lichen Verhältniſſen ſelbſt zu regeln

Bezirk Halle.

Beiträge an den Wahlkreisverband.
Halle. Wir erinnern wiederholt an den Beſchluß,

daß jede Ortsgruppe als Kopfſteuer 50 9 ſür jedes ein
geſchriebene Mitglied und je Jahr an die Kaſſe des
Wahlkreisverbandes abzuſühren verpflichtet iſt. Bisher ha
ben für das vergangene Vierteljahr Beiträge eingeſandt
Bitterſeld, Weißenfels, Zörbig, Herzberg, Heltſtedt, Am
nendorf, Großörner, Liebenwerda. Alle nicht genannten
Ortsgruppen fehlen noch. Es wird hiermit nochmals und
dringlichſt um Einſendung der Rüchſtände erſucht

Der Vorſtand des Wahlkreisverbandes.

Halle. Ein 8ofähriger Partei Veteran. Am 4. Sep
tember konnte Herr Kaufmann Albert Friedlaender
ſeinen 85. Geburtstag feiern. Herr Friedländer gehört zu
den treueſten Freunden unſerer halleſchen Parteiorgani

ſation, der trotz ſeines hohen Alters an jeder Parteiver
anſtältung teilnimmt und unſeren Beſtrebungen in jeder
Weiſe regſte Anterſtützung angedeihen läßt. Vor Grün-
dung der Demokratiſchen Partei gehörte Herr Albert
Friedlaender zu dem Kreiſe der Männer, die in Halle

IIIIIDMMCCCCCCCCCGGGMEEEE
Deutſch Hemokratiſche Frauengruppe

Halle S.
Gonderveranſtaltung

Mittwoch, den 14. September in Halle.
Gemeinſames Treffen mit den deutſch demokratiſchen
Frauen des Wahlkreisverbandes in Halle

3 Uhr nachmittags, Beſichtigung des ſtädtiſchen
Kinderheims Gimritz.

Anſchließend geſelliges Beiſammenſein im Reſtaurant
„Nicolaus“, Nieolaiſtr.

430 Uhr Vortrag von Frau Jrma Wolff
„Aufgaben der demokratiſchen Frau

Ausſprache

Die demokratiſchen Frauen in Halle und im Bezirk
des Wahlkreisverbandes werden hierzu freundlichſt ein
geladen. Anmeldungen der auswärtigen Teilnehmerinnen
werden bis ſpäteſtens Dienstag, den 13. September, an
J Jrma Wolff, Halle S., Richard WagnerStraße 88
erbeten

Tun
den freiſinnigen Gedanken politiſch in Wort und Tat be
kundeten und dem freiſinnig-liberalen Gedanken in Halle
zu einer ſtärken Vertretung verhalfen. Viele Ehrenämter
in ſtädtiſchen Körperſchaften wie im jüdiſchen Gemeinde
leben wurden dem Jubilar übertragen, und einige ver

Zum 85. Geburtstage hatten Herr
Miniſter Dr. Schreiber und der Vorſtand der halleſchen
Organiſation Glückwunſchtelegramme geſandt.

Jungdemokraten Halle (Saale). Was uns not tut!
Die Jungdemokraten Halle eröffnen ihre Wintertätigkeit
am Mittwoch, dem 14. September, abends 8 Uhr mit einem
Vortragsabend im Reſtaurant St. Nicolaus, Nicolaiſtraße
Herr and. jur. Eugen Roth ſpricht über Was uns
not tut! Eine zeitgemäße Beträchtung.“ Alle Mitglieder
ünd Freunde ſind zu dieſem Abend herzlichſt eingeladen.
Gäſte ſind gern geſehen.

Halle. Nach den Feſtſtellungen des aus Anlaß der
Vorfälle bei der Verfaſſungsfeier nach Halle entſandten
Unkerſüchungskommiſſars hat der Kultusminiſter dem Ver
faſſungsredner, Profeſſor Mein zer, ſein lebhaftes
Beffrem den darüber ausgedrückt, daß er durch Ver
kennüng des Sinnes der Verfaſſungsfeter ihren würdigen
Verlauf unmöglich gemacht hat. Wir haben bereits
in Nr. 34 des P. W. Unſerer Anſicht über die Rede des
Herrn Profeſſor Menzer in ähnlicher Weiſe Ausdruck ge
gehen. Beſonders aber ſind die Verſuche rechtsſtehender
Blätter dem Reichsbänner Swarz-Rot-Gold die Schuld
an den Vorfällen in die Schuhe zu ſſchiebben, durch den Be
ſcheid des Kültusminiſteriums als völlig haltlos hin
geſtellt.

Halle. Reichsbanner „Schwarz-RotGold Ortsgrup-
pe Halle. Sonntag, den 11. September 1927, freiwillige
Fahrt zur Fahnenweihe in Kembetrg. Am 17. und 18 9
1927 findet in Weimar das Gautreſffen des Gaues Groß
Thüringen ſtatt. Freiwillige Teilnehmer melden ſich in
der Abteilung. Freitag, den 16. 9 1927, abends 8 Uhr,
findet die fällige große Mitgliederverſamimlung der Orls
grüppe Halle im „Volkspark“, Burgſtraße 27, ſtatt. Die
wichtige Tagesordnung verpflichtet jeden Kameraden zur
Anweſenheit

Querſurt. Am Sonnktag, dem 22. Auguſt ds. Js. fand
die Sitzung des erweiterten Vorſtandes des Kreisvereins
der Deutſch Demokratiſchen Partei in Querfurt ſtatt. Dank
der Opferwilligkeit und Parteitreue unſeres bisherigen
I. Vörſitzenden, Steuerinſpektor Friedrich und Dank
der Bemühungen unſeres neuen Landrats Dre W an
d r s heb, iſt es gelüngen, unſere Organiſatton auf eine
feſte Grundläge zu ſtellen. Vor allem müſſen die Vertrau



ensleute dafür Sorge tragen, daß die Beitragsverpflichtun
gen der Anterbezirke voll und ganz erfüllt werden.
Querfurt und Mücheln ſind ihrer Verpflichtung nachgekom
men, die anderen leider noch nicht. Es iſt dringend zu
wünſchen, daß dieſe Frage bis zur im Herbſt ſtattfinden
den Jahresverſammlung erledigt ſind. Zur Förderung des
politiſchen Lebens unter unſeren Parteifreunden finen ab
September jeden erſten Montag im Monat Demokratiſche
Abende in Querfurt im Hotel zum „GoldenenLöwen“
ſtatt, zu denen auch die auswärtigen Freunde eingeladen
ſind.

Bitterfeld. Die hieſige Ortsgruppe der D. D. P. hielt
am 17. Auguſt ihre Monatsverſammlung ab. Bei den
eingegangenen Schreiben wurde bekanntgegeben, daß ein
kleiner Hapagwagen zu Agitationszwecken zur Verfügung
ſteht. Für die Feier des 80. Geburtstages des Reichs
präſidenten iſt ein Ausſchuß eingeſetzt, der kürzlich hierzu
Stellung genommen hat. Vorausſichtlich findet nur eine
beſcheidene Feier der Behörden im Feſtſaal des Real
gymnaſiums ſtatt. Die Rede hat Studiendirektor Händel
übernommen, auch ſollen einige Chorgeſänge zur Auffüh
rung gelangen. Den Hauptpunkt der Tagesordnung bil
dete ein Bericht über die Verkretertagung des Wahlkreis
verbandes in Halle am 22. Mai, den der Kreisvorſitzende
in eingehender Weiſe gab. Der Berichterſtatter verbrei
tete ſich ausführlich über Stand und Ausbau der Orga
niſation, über die Beſchlüſſe des Parteitages, über die
Kandidatenfrage für unſern Wahlkreis. Bei der ſich an
ſchließenden Ausſprache wurde angefragt, wie weit die
Verhandlungen wegen eines Spitzenkandidaten gediehen
ſind. Es wurde vorgeſchlagen, daß vielleicht beſſer ſtatt
ſchriftlicher eine perſönliche Verhandlung ſtattfinden möge,
da ſich hierdurch die Angelegenheit ſchneller erledigen läßt.

Sodann kamen die im nächſten Jahr ſtattfindenden
Stadtverordneten wahlen gur Sprache. Es wird vorge
ſchlagen, einen Ausſchuß einzuſetzen, der ſich über die
Hauptpunkte bei unſerm Vorgehen klar wird. Alles wei
kere ſoll bei der nächſten Mitgliederverſammlung be
ſprochen werden. Zum Schluß kamen noch verſchiedene
ſtädtiſche Fragen zur Sprache. F. K.

Bitterfeld. Auf Einladung des hieſigen Lehrerver
eins fand am 27. Auguſt eine äußerſt zahlreich beſuchte
Lehrerverſammlung ſtatt, wozu auch Mitglieder der Nach
barvereine Delitzſch und Gräfenhainichen und Vertreter
des meupreuß. Vereins „Bitterfeld Umgegend erſchienen
waren. Nach einem Vortrag des Verbandsvorſitzenden
Rektor Voigt Magdeburg über ſchulpolitiſche Gegen
wartsfragen, beſonders den 4. Reichsſchulgeſetzentwurf ge
langte folgende Entſchließung zur einſtimmigen Annahme
„Der Lehrerverein Bitterfeld und die anweſenden Mit
glieder der dem Lehrerverband der Provinz Sachſen an
geſchloſſenen Vereine Delitzſch und Gräfenhainichen lehnen
den Reichsſchulgeſetzentwurf ab; denn 1. verleugnet er
die allen gemeinſame Schule und ſondert nicht nur im
Religionsunterricht, ſondern im geſamten Schulleben die
Kinder nach Bekenntniſſen und Weltanſchauungen. 2. Er
bewirkt durch den Anreiz zur Bildung gering entwäickelter
Zwergſchulen die Verkümmerung und Leiſtungsminderung
unſerer Volksſchulen. 3. Er überläßt dem Staat nur die
Aeußerlichkeiten, wie die durch die Verabſchiedung des
Entwurfs entſtehenden ſehr erheblichen Mehrkoſten, die

ſich u. a. auswirken in der Errichtung neuer Gebäude und
Anſtellung neuer Lehrkräfte, und liefert das innere Schul
leben den ſich gegeneinander bekämpfenden Bekenntnis
und Weltanſchauungsgruppen aus. 4. Er bindet die Frei
heit des Gewiſſens und die Lehrfreiheit auf der Grundlage

wiſſenſchaftlicher Forſchung.“ F. K
Soziales

Vor den ſozialen Wahlen.
Das Geſetz über Wahlen nach der Reichsverſicherungs

ordnung, dem Angeſtelltenverſicherungsgeſetz und dem
Reichsknappſchaftsgeſetze vom 8. April 1927 hat für alle
Ehrenämter der Sozialverſicherung eine einheitliche
Wahlzeit geſchaffen. Sie beträgt 5 Jahre und iſt ohne
Rückſicht auf den Zeitpunkt der Durchführung der Wahlen
an das Kalenderjahr gebunden. Sie endet daher jeweils
mit dem Schluß des fünften Kalenderjahres. Da für die
Reichsverſicherungsordnung und das Angeſtelltenver
ſicherungsgeſetz die erſte Wahlzeit auf Grund des neuen
Geſetzes am J. Januar 1928 beginnt für das Reichs
knappſchaftsgeſetz ein Jahr ſpäter und da für die neue
Wahlzeit grundſätzlich überall Neuwahlen ſtattfinden
müſſen, ſtehen wir unmittelbar vor allgemeinen Sozial
wahlen. Nach bisherigen Jnformationen dürften dieſe
etwa Anfang November ſtattfinden. Es wird ſich dabei
um die Wahlen der Mitglieder im Ausſchuß der Kranken
kaſſen, der Vertreter in der Genoſſenſchaftsverſammlung
der Berufsgenoſſenſchaften, des Vorſtandes ſolcher Be
rufsgenoſſenſchaften, bei denen die Genoſſenſchaftsver
ſammlung nicht aus Vertretern beſteht, und der Ver
trauensmänner für die Angeſtelltenverſicherung handeln.

In einem Erlaß vom 25. Mai 1927 hat das Reichs
avbeitsminiſterium darauf hingewieſen, daß es zweck
mäßig ſein würde, dieſe Wahlen zeitlich ſtark zuſammen
zudrängen, um das Jntereſſe der Beteiligten zu heben
und die Durchführung zu verbilligen. Das wird beſonders
moch für die Wahlen zu den Ausſchüſſen der Krankenkaſſen
empfohlen, die ja angeſichts der Tatſache, daß es unge
ffähr 3000 Krankenkaſſen gibt, zu den umfaſſendſten und
wichtigſten gehören.

Arbeitnehmer und Arbeitgeber haben in gleicher
Weiſe ſtarkes Jntereſſe daran, daß die jetzt vorzunehmen
den Sozialwahlen mit einer ſtarken Wahlbeteiligung auf
beiden Seiten durchgeführt werden. Nur auf dieſe Weiſe
kann der notwendige Ausgleich zwiſchen den ſozialpoli
tiſchen Forderungen und den wirtſchaftspolitiſchen Not
wendigkeiten geſchaffen werden. Aufklärung iſt auf bei
den Seiten notwendig. Die Volkstümlichkeit der Ein
richtungen der Sozialverſicherung kann durch eine ſtarke
Wahlbeteiligung nur gefördert werden. Das liegt im

Demokraten Republikaner
Heraus aus der Referve?

Die Wahl ſteht vor der Tür.

Stärkt die Demokratie
Wer dem Vaterlande nützen will,

für Einigkeit, Recht und Freiheit
der reicht zur gemeinſamen Arbeit
allen Gleichgeſinnten die Hand.

eintritt,

Zur Aufnahme meldet ſich
Name

Vorname:

Beruf:

Wohnort:

Straße:

Bemerkungen:

Ausgefüllt einzuſenden an die

Deutſche Demokratiſche Partei
für den Bezirk Halle,

Halle, Gr. Brauhausſtr. 30,
für den Bezirk Magdeburg Anhalt,
Magdeburg, Breiter Weg Nr. 139/40.

Intereſſe der Allgemeinheit ebenſo wie im Intereſſe der
irgendwie an der Verſicherung unmittelbar Beteiligten.

Wahl des Angeſtelltenvertreters in den Aufſichtsrat der
J. G. Farbeninduſtrie A. G.

Bei der am 30. Auguſt dieſes Jahres ſtattgefundenen
Wahl der Arbeitnehmer in den Aufſichtsrat der J. G. wur
de auf der Liſte des Gewerkſchaftsbundes der Angeſtellten
der bisherige Angeſtelltenvertreter im Aufſichtsrat, Herr
Georg Büttner, Frankfurt a. M., mit 43 Stimmen
wiedergewählt. Als Erſatzleute wurden auf der gleichen
Liſte gewählt die Herren Adolf AſcheDeſſau und Ewald
DahlLeverkuſen bei Köln. Auf die Liſte des freigewerk
ſchaftlichen Afabundes entfielen 25 und auf die des Deutſch
nationalen Handlungsgehilfenverbandes nur 23 Stimmen.

Die Perſonalpolitik in der öffentlichen Verwaltung.
Auszug aus dem Vortrag des Reichsfachgruppenleiters

Rudolf Maßmann, gehalten auf dem 4. Behördenangeſtell
tentag des GDA. am 4. September in Hildesheim.

Maßmann führt nach einleitenden Worten aus, daß es
an der Zeit ſei, ſich mit der Perſonalpolitik der öffentlichen
Verwaltung einmal in aller Oeffentlichkeit auseinanderzu
ſetzen. Er wendet ſich dagegen, daß die Verwaltungen
des Reiches, der Länder und Gemeinden in ihrer Ange
ſtelltenpolitik ſich zu ſtark von der Haltung eines Teiles der
Beamtenſchaft leiten laſſen. Dieſer Teil der Beamten glau

c

c cc”’” c”mDie Schriſtführer der Ortsgruppen

haben die Pflicht, von allen Veranſtaltungen
kurze Berichte einzuſenden.

be, das Vorrecht für ſich in Anſpruch nehmen zu können, die
beſten arbeitsrechtlichen Sicherungen beſitzen zu müſſen.
Zum Beweiſe ſeiner Auffaſſung zog er insbeſondere den
Arbeitszeitſtreit in den Reichsverwaltungen, wie auch die
Unterſtützungsmaßnahmen des Reiches für die Beamten
und Angeſtellten heran. Erſt nachdem die Angeſtelltenor
ganiſationen vorſtellig geworden ſeien, wären Anterſtüt
zungsmittel auch zur Auszahlung an Angeſtellte bereitge
ſtellt worden. Der Redner verlangt die Anerkennung und
Verankerung der Angeſtellten in der Verwaltung. Er
betont, daß mit einer gerechten Durchſetzung der Verwal
tungen mit Angeſtellten die Wirtſchaftlichkeit gehoben
wird. Der Verwaltungsangeſtellte, der auf das Recht um
Arbeit in der Verwaltung kämpft, wende ſich nicht gegen
den Beamten, ſondern führe ſeinen Kampf in Anerkennung
des Berufsbeamtentums. Von der Beamtenſchaft, ihren
Verbänden und deren Führern müſſe jedoch erwartet wer
den, daß ſie ſich den Beſtrebungen der Verwaltungsange
ſtellten nicht hemmend in den Weg ſtellen. Der Verwal
tungsangſtellte ſtrebe in ſeiner überwiegenden Mehrheit
nicht nach Aebernahme in das Beamtenverhältnis, ſon
dern glaube, geſtützt auf Artikel 128 der Reichsverfaſſung,
ein Anrecht auf Beſchäftigung in geſicherter Poſition in
der Verwaltung als Angeſtellter zu haben. Einſichtige
Köpfe geben ſchon heute zu, daß eine ſolche Forderung auch
den Jntereſſen der Verwaltung diene. Wenn auch das
Ziel noch in der Ferne liege, ſo ſeien doch Anzeichen vor
handen, daß der Tag kommen wird, wo dieſe Forderung
Verwirklichung fände. Es gelte nur, den einmal beſchrir
tenen Weg einzuhalten.

Handtuch und Seife in den Eil- und Perſonenzügen.
Die Hauptverwaltung der Deutſchen Reichsbahngeſell

ſchaft beſtätigt der Reichsvereinigung der Reiſenden und
Vertreter im Gewerkſchaftsbund der Angeſtellten, daß ſie
beabſichtigt, Waſcheinrichtungen in den Eil- und Perſo
nenzügen mit Automaten für Handtuch und Seife einzu
richten. Auf die Bitte der Reichsvereinigung, dieſe Ge
genſtände, wie in den DZügen, koſtenlos abzugeben, er

widert die Deutſche Reichsbahngeſellſchaft, daß ihn
gleiche Regelung nicht möglich iſt, weil ſich in den
nd Perſonenzügen die für dieſen Zweck unbedingt
wendige Konkrolle, die in den DeZügen durch die D
frauen ausgeübt wird, nicht durchführen läßt.

Eine Million Familien ohne Wohnung.
Das Ergebnis der Wohnungszählung im Reich

jetzt vor. Sicher ſind die Zahlen, die vom Statiſt
Reichsamt und aus dem Reichswirtſchaftsminiſterium
geteilt werden, nicht ohne weiteres als unbezweife
Tatſache zu nehmen, denn der Wohnungsbedarf wird
nur geſchätzt.
haltungen, die keine ſelbſtändige Wohnung beſitzen,
eine eigene Wirtſchaft führen, 660 000 ermittelt un

Die Reichswohnungszählung hat an 9

weiteren Familien, die weder eine eigene Hauswirt
führen, noch eine eigene Wohnung beſitzen, rund 240
Das ergibt zahlenmäßig 900 000 fehlende Wohnur
doch muß darauf aufmerkſam gemacht werden, daß
die Reichswohnungszählung nur 800 000 Gemeinden
einer Bevölkerung von rund 43 Millionen und mit
14 Millionen Wohnungen erfaßt wurden. Es ſind
42,8 Millionen Einwohner oder 68,6 Prozent der Re
bevölekrung einbezogen worden. Die Gemeinden mit u
5000 Einwohnern fielen bei der Zählung fort. Es iſt
ſehr optimiſtiſch, wenn geſagt wird, daß in den klein
Städten nur verhältnismäßig wenig Haushaltungen
Familien ohne eigene Wohnung in Frage kommen,
merhin rechnet aber das Reichswirtſchaftsminiſterium
50 100 000 Fällen. Das würde bedeuten, daß im ga
eine Million Familien ohne Wohnung ſind. Gewiß w
ſchon in der Vorkriegszeit in den Mittel und Großſtä
etwa 2 Prozent der Wohnungen mit zwei oder mehr
Haushaltungen belegt, aber der Drang nach einer eig
Wohnung iſt heute auch in jungen Familien ſo ſtark
man den Anteil der Familien, die dauernd zuſam
wohnen wollen, zweifelsohne nicht hoch ſchätzen kann

Nerge Betcher.

ieſen Tagen
ein neues

führt haben. Die Hugenbergpreſſe wird natürlich auch d
neue Werk des „ReichsbannerGenerals“ totſchweigen ode
in Grund und Boden verdammen. Die Republikaner aber
den Verfaſſer als tapferen Vorkämpfer und glänzenden
ner ſchätzen gelernt haben, werden dem Erſcheinen auch ſe
Romanes mit Spannung entgegenſehen. Wir werden g
nach Erſcheinen eine
bringen.

Zeitſchrift „Deutſchland“. Eine Halbmonatsſchrift, mo
nen, verkehrswerbenden Charakers. Bezugspreis 0,60 A.
zweite Auguſtheft widmet ſich der Saaleſtadt Halle im
gemeinen und im beſonderen Nicht nur das äußere Bild
Zeitſchrift bereitet einen äſthetiſchen Genuß, auch das Jn
erfüllt, was der Umſchlag verſpricht. Aufſätze hervorrage
Männer referieren über die Bedeutung Halles im Wandel
Zeiten. Ueber Kunſt und Wiſſenſchaft legen illuſtrierte
kel beredtes Zeugnis ab. Eine Zeitſchrift mit gutem Nir
die jeder leſen müßte, denn ſie vermittelt ihm das rechte
vom ſchönen deutſchen Land.

Omnibuſſe, Nutzkraftwagen, Zugmaſchinen. (Au
be II der „Deutſchen Kraftfahrzeug-Typenſchau“).
lag Deutſche Motor-Zeitſchrift G. m. b. H., Dresden A
Preis 2 (Voreinſendung) bezw. 2,20 (Nachnah
Hier wird nicht nur über deutſche Omnibuſſe, Nutzkraft
gen und Zugmaſchinen Aufſchluß gegeben, ſondern de
auch über die Entwicklung auf dieſen Gebieten. So
der Omnibus heute kein Laſtwagen mehr, ſondern
großer Perſonenkraftwagen, wie der BüſſingDreiachſer
ſtarrer Doppel-Hinterachſe, der Henſchel-Omnibus mit
Henſchel-Motorbremſe, der DonarOmnibus der Frank
ter Maſchinenbau A.«G., der MWF-Magdeburg-Omni
u. a. m. zeigen. Für Omnibuſſe findet ſich faſt ausſchl
lich der in Deutſchland beſonders von Continental ei
führte Rieſenluftreifen, während die ſchweren Laſt
zeuge zumeiſt hochelaſtiſche Reifen zeigen, wie ſie
MetzelerDynamicReifen, als FuldaParabelLuftk
merReifen, als Herz-Elaſtic-«Luftraumreifen u. a. m.
hannt ſind. Neu treten die motorradverwandten Lie
fahrzeuge hervor, vertreten durch den ſehr verbreit
AniverſelleLieferwagen mit halbautomat. Schaltung.
ter den moder. in Deutſchland hergeſtellt. Zugmaſchi
dürfte vor allem der 30 PS-ColoTrekker der Süddeu
Bremen A.G. in München intereſſieren, der mit komp
ſorloſem Dieſel- Motor ausgerüſtet iſt und infolgede
beſonders wirtſchaftlich arbeitet. Unter den Aufbau
ſind als Neuheiten die Aufbauten für Vorführungs
Reiſewagen für die verſchiedenſten Handels und Ger
bezwecke hervorzuheben, deren Entwicklung ſich vor al
die Zwickauer Fahrzeugfabrik vorm. Schumann A.G.
widmet hat. Auch zeigen ſich Metallaufbauten. Ne
den ſchon länger
finden ſich die erſten Leichtmetallaufbauten, ſo z. B.
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erprobten Uerdinger Stahlkaroſſe u

einen BüſſingDreiachſer aus dem von Dr. Jng. Fuß er
denen Leichtmetal Lautal. Dieſe Ausgabe der „Deutſ e

KraftfahrzeugTypenſchau“ iſt ebenſo intereſſant und
ſeitig, wie dies ſchon die Ausgaben „Luftfahrzeuge
Luftfahrzeugmotoren“ und „Perſonenkraftwagen
Krafträder“ waren.
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